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I. Allgemeines 

Art. 1 
Über die von der Verfassunggebenden Landesver­

sammlung beschlossene Bayerische Verfassung fin­
det ein Volksentscheid statt. 

Art. 2 
Die Frage: „Billigen Sie die von der Verfassung­

gebenden Landesversammlung beschlossene Baye­
rische Verfassung?" kann nur mit „Ja" oder „Nein" 
beantwortet werden. Zusätze sind unzulässig. 

Art. 3 
(1) Bei diesem Volksentscheid entscheidet die 

Mehrheit der abgegebenen Stimmen. 
(2) Bei Gleichheit der Stimmen für die Bejahung 

und für die Verneinung gilt die Frage als verneint. 

Art. 4 
(1) Am gleichen Tag wie der Volksentscheid fin­

det die Wahl des Landtags statt. 
(2) Falls in dem Volksentscheid die Verfassung 

abgelehnt wird, bilden die für den Landtag gewähl­
ten Abgeordneten eine neue Verfassunggebende 
Landesversammlung. Diese hat die Aufgabe, den 
Entwurf einer neuen Bayerischen Verfassung her­
zustellen. Sie besitzt nicht die Rechte eines vor­
läufigen Landtags; sie dient jedoch der Staatsregie­
rung als beratende Körperschaft und soll vor Erlaß 
wichtiger Gesetze gehört werden. 

Art. 5 
(1) Die Abstimmung ist allgemein, gleich, unmit­

telbar und geheim. 
(2) Jeder Stimmberechtigte hat eine Stimme und 

darf nur an einem Ort abstimmen. 

II. Gemeinsame Bestimmungen für den 
Volksentscheid und die Landtagswahl 

1. Stimmrecht. 

Art. 6 
, V) stimmberechtigt sind am Ort ihres Aufent-
n v r a L m B a J e r n alle deutschen Staatsangehörigen 
uvianner und Frauen), die am Abstimmungstag: 

2 « i t 2™inH?fn S J a h r zurückgelegt haben, 
2. seit mindestens sechs Monaten ihren dauernden 

Wohnsitz in Bayern genommen haben. 
(2) Als deutsche Staatsangehörige im Sinne des 

Absatz 1 gelten - ediglich für Wahlzwecke und 
ohne Vorwegnahme künftiger Entscheidungen oder 

Bestimmungen über die deutsche Staatsangehörig­
keit — alle Personen, die gegenwärtig die deutsche 
Staatsangehörigkeit besitzen. Ein vor dem 8. Mai 1945 
eingetretener Verlust der deutschen Staatsangehö­
rigkeit, der auf einem nationalsozialistischen Gesetz 
oder einer nationalsozialistischen Maßnahme beruht, 
bleibt dabei außer Betracht, wenn in der Zwischen­
zeit keine andere Staatsangehörigkeit erworben 
wurde. Angehörige der deutschen Minderheiten in 
der Tschechoslowakei, Österreich und Ungarn, die 
rechtmäßig in die amerikanische Zone übergeführt 
wurden oder in diese eingewandert sind, gelten als 
deutsche Staatsangehörige und sind stimmberech­
tigt, wenn sie hinsichtlich Alter und Aufenthalt 
und in politischer Beziehung den Erfordernissen 
dieses Gesetzes entsprechen. 

(3) Der dauernde Wohnsitz im Sinne des Abs. 1 
Nr. 2 gilt nicht als unterbrochen, wenn eine Person 
während der nationalsozialistischen Gewaltherr­
schaft wegen ihrer Rasse, ihres Glaubens, ihrer 
Weltanschauung oder ihrer politischen Überzeugung 
verfolgt wurde und deshalb ihren ständigen Wohn­
sitz verlassen mußte, aber vor dem Wahltag wieder 
nach Bayern zurückgekehrt ist. Das gleiche gilt für 
Personen, die auf Grund der Kriegsereignisse (Ein­
ziehung zum Kriegsdienst oder Evakuierung) oder 
aus dienstlichen Gründen vorübergehend Bayern 
verlassen haben. 

Ein dauernder Wohnsitz ist nicht gegeben bei 
Evakuierten aus anderen Besatzungszonen Deutsch­
lands, deren Rückkehr in ihre Herkunftszone durch 
eine rechtskräftige Entscheidung des zuständigen 
Flüchtlingskommissars vor Abschluß der Wählerliste 
angeordnet wurde. 

Art. 7 , 
Ausgeschlossen vom Stimmrecht ist: 

1. wer entmündigt ist oder unter vorläufiger Vor­
mundschaft oder wegen geistiger Gebrechen unter 
Pflegschaft steht. 

2. wer rechtskräftig durch Richterspruch* die bür­
gerlichen Ehrenrechte verloren und sie bis zur 
Anlegung der Wählerlisten nicht wieder zurück­
erhalten hat. Dabei bleiben die unter der natio­
nalsozialistischen Herrschaft verhängten Urteile 
gegen Gegner des Nationalsozialismus außer Be­
tracht. 

Art. 8 
(1) Vom Stimmrecht sind ferner ausgeschlossen: 

1. Personen in der zwangsläufigen Arrestkategorie 
mit Ausnahme solcher, die bereits enthaftet sind; 

2. Personen, die in die NSDAP vor dem 1. Mai 1937 
eingetreten sind und alle Aktivisten, die nachher 
beitraten; Amtsträger, Führer und Unterführer 
der Partei, die zu irgendeiner Zeit eingetreten 
sind; Angehörige der SS, die zu irgendeiner Zeit 
beigetreten sind; 

3. Amtsträger, Führer und Unterführer der SA, 
Hitlerjugend, Bund Deutscher Mädel, NS-Studen-
tenbund, NS-Dozentenbund, NS-Frauenschaft, 
NSKK und NS-Fliegerkorps, die zu irgendeiner 
Zeit beigetreten sind; 

4. bekannte Nazifreunde und Mitarbeiter. 
(2) Personen, die nach dem Gesetz zur Befrei­

ung vom Nationalsozialismus und Militarismus vom 
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5. März 1946 für entlastet erklärt worden sind oder 
die als Mitläufer befunden worden sind und ihre 
Buße vollständig bezahlt haben, sind stimm­
berechtigt. 

(3) Das Vorliegen der Voraussetzungen der Ab­
sätze 1 und 2 wird auf Grund von amtlichen Frage­
bogen festgestellt. Wer den Fragebogen nicht recht­
zeitig bei der zuständigen Behörde eingereicht hat. 
darf nicht in die Wählerliste oder Wahlkartei auf­
genommen werden. 

Art. 9 
Behindert in der Ausübung ihres Stimmrechts 

sind Personen, die wegen Geisteskrankheit oder 
Geistesschwäche in einer Heil- oder Pflegeanstalt 
untergebracht sind, ferner Personen, die infolge 
behördlicher Anordnung in Verwahrung gehalten 
werden. 

Art. 10 
Die Ausübung des Stimmrechts ist bedingt durch 

den Eintrag in eine Wählerliste oder Wahlkartei 
oder durch den Besitz eines Wahlscheines. 

2. Wahlleiter, Wahlausschüsse. 
Art. 11 

(1) Das Staatsministerium des Innern bestellt für 
jeden Wahlkreis (Regierungsbezirk) einen Wahlleiter 
(Kreiswahlleiter) und einen Vertreter hierfür. 

(2) Landeswahlleiter ist der Präsident des Sta­
tistischen Landesamtes, Vertreter des Landeswahl­
leiters ist sein Vertreter im Amt. 

Art. 12 
(1) Die Kreiswahlausschüsse bestehen aus dem 

Kreiswahlleiter und den Vertrauensmännern, die 
von den zugelassenen Landesparteien auf den recht­
zeitig eingereichten Wahlvorschlägen bezeichnet sind. 

(2) Der Landeswahlausschuß besteht aus dem 
Landeswahlleiter und den von den zugelassenen 
Landesparteien hierfür benannten Vertrauens­
männern. 

(3) Die Vertrauensmänner bleiben so lange Mit­
glieder der Wahlausschüsse, bis sie durch einen 
anderen Vertrauensmann ersetzt werden. Bei Stim­
mengleichheit entscheidet der Wahlleiter. 

(4) Die Verhandlungen der Wahlausschüsse sind 
öffentlich. 

(5) Das Staatsministerium des Innern und die 
Regierungspräsidenten stellen den Wahlausschüssen 
die nötigen Hilfsarbeiter zur Verfügung. 

3. Wählerlisten, Wahlkarteien und Wahlscheine. 
Art. 13 

Die Gemeinden haben für ihre Bezirke, oder 
wenn die Gemeinde zu mehreren Stimmbezirken ge­
hört, für jeden Stimmbezirk eine Wählerliste oder 
Wahlkartei anzulegen und darin die in dem Stimm­
bezirke Stimmberechtigten einzutragen. 

Art. 14 
Behörden, Standesämter und Pfarrämter sind ver­

pflichtet, hierzu erforderliche Aufschlüsse sofort 
unentgeltlich zu erteilen. 

Art. 15 
Die Wählerlisten und Wahlkarteien sind vom 21. 

bis zum 14. Tage vor der Wahl zu jedermanns 
Einsicht öffentlich auszulegen. Ort und Zeit der 
Auslegung sind unter Hinweis auf die Einspruchs­
frist öffentlich bekanntzugeben. 

Art. 16 
(1) Wenn ein Stimmberechtigter in der Wählerliste 

oder Wahlkartei nicht aufgeführt ist, kann er bei 

Meidung des Ausschlusses innerhalb der Ausle­
gungsfrist Einspruch gegen die Richtigkeit der 
Wählerliste oder Wahlkartei einlegen. Falls die 
Gemeindebehörde auf einen solchen Einspruch hin 
nicht Abhilfe veranlaßt, entscheidet die Aufsichts­
behörde über den Einspruch spätestens am achten 
Tage vor der Wahl. 

(2) Jeder Stimmberechtigte kann schriftlich oder 
zu amtlicher Niederschrift bei der Gemeindebehörde 
Einspruch gegen die Richtigkeit der Wählerliste 
oder Wahlkartei erheben mit dem Antrag, daß der 
Name einer unter Art. 8 Absatz 1 fallenden Person 
in der Wählerliste oder Wahlkartei gestrichen wird. 
Vor der Entscheidung ist der Betroffene von der 
Gemeindebehörde zu hören. Gegen die Entschei­
dung der Gemeindebehörde ist Beschwerde zur Auf­
sichtsbehörde zulässig; diese entscheidet endgültig. 

Art. 17 
Änderungen in der Wählerliste oder Wahlkartei 

sind vom Beginne der Auslegungsfrist an bis zum 
Abschluß der Wählerlisten oder Wahlkarteien — 
vorbehaltlich der Bestimmungen über die Aus­
stellung von Wahlscheinen — nur noch auf recht­
zeitlich erhobenen Einspruch zulässig. 

Art. 18 
Am siebenten Tage vor der Abstimmung schließt 

der Bürgermeister die Wählerlisten und Wahlkar­
teien ab. Von da an sind bis zur Abstimmung Ände­
rungen — vorbehaltlich der Bestimungen über die 
Ausstellung von Wahlscheinen — unzulässig. 

Art. 19 
Ein Stimmberechtigter, der in eine Wählerliste 

oder Wahlkartei eingetragen ist, erhält auf Antrag 
einen Wahlschein, 
1. wenn er sich am Abstimmungstage während der 

Wahlzeit aus zwingenden Gründen außerhalb 
seines Stimmbezirkes aufhält, 

2. wenn er nach Ablauf der Einspruchsfrist seinen 
Aufenthalt in einen anderen Stimmbezirk verlegt, 

3. wenn er infolge eines körperlichen Leidens oder 
Gebrechens in seiner Bewegungsfreiheit behindert 
ist und durch den Wahlschein die Möglichkeit 
erhält, einen für ihn günstiger gelegenen Wahl­
raum aufzusuchen. 

Art. 20 
Ein Stimmberechtigter, der nicht in eine Wähler­

liste oder Wahlkartei eingetragen oder darin ge­
strichen ist, erhält auf Antrag einen Wahlschein. 
1. wenn er nachweist, daß er ohne sein Verschulden 

die Einspruchsfrist versäumt hat, 
2. wenn er die Stimmberechtigung erst nach Ablauf 

der Einspruchsfrist dadurch erlangt hat, daß er 
durch die rechtskräftige Entscheidung einer 
Spruchkammer für entlastet erklärt wurde oder 
als Mitläufer befunden wurde und seine Buße 
vollständig entrichtet hat, 

3. wenn er erst nach Ablauf der Einspruchsfrist 
nach Bayern zurückkehrt und sein dauernder 
Wohnsitz gemäß Art. 6 Abs. 3 als nicht unter­
brochen gilt. 

Art. 21 
Inhaber von Wahlscheinen können in jedem be­

liebigen Stimmbezirk abstimmen. 

Art. 22 
Stimmberechtigte, die nach der Anlage der Wäh­

lerliste nur innerhalb des Gemeindebezirkes ihres 
Aufenthaltsortes in einen anderen Stimmbezirk ver­
zogen sind, sind auf Antrag in dem Stimmbezirk 
zur Abstimmung zugelassen, in dessen Wählerliste 
oder Wahlkartei sie eingetragen sind. 
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4. Sicherung der Abstimmungsfreiheit. 

Art. 23 
Stimmberechtigte, die in einem öffentlichen oder 

privaten Dienst- oder Arbeitsverhältnis stehen, 
muß die zur Stimmabgabe und zur Ausübung der in 
diesem Gesetze zum Vollzuge der Abstimmung vor­
gesehenen Ehrenämter nötige freie Zeit ohne Abzug 
am Lohn oder Gehalt gewährt werden. 

Art. 24 
Die Bestechung oder Nötigung der Abstimmenden 

hat die Ungültigkeit- der Abstimmung der dabei 
Beteiligten zur Folge. 

Art. 25 
Den Behörden des Staates, der Gemeinden und 

der Körperschaften des öffentlichen Rechtes ist es 
untersagt, die Abstimmung in irgendwelcher Weise 
zu beeinflussen oder das Abstimmungsgeheimnis zu 
verletzen. 

Art. 26 
Wer eine öffentliche Wahlversammlung durch eine 

Tätigkeit oder Androhung einer solchen verhindert 
oder stört, wird mit Gefängnis bestraft. Ebenso wird 
mit Gefängnis bestraft, wer in einem amtlichen 
Fragebogen (Art. 8 Abs. 3) falsche Angaben ge­
macht hat. 

5. Durchführung der Abstimmung. 

a) S t i m m b e z i r k e . 

Art. 27 
(1) Die Oberbürgermeister der Stadtkreise und die 

Landräte teilen sofort ihre Verwaltungsbezirke in 
Stimmbezirke ein. 

(2) Die Stimmbezirke sollen möglichst mit den 
Gemeindebezirken zusammenfallen. 

(3) Ein Stimmbezirk soll höchstens 2500 Einwohner 
umfassen. 

(4) Große Gemeinden können in mehrere Stimm­
bezirke zerlegt, kleine Gemeinden oder Teile von 
Gemeinden mit benachbarten Gemeinden oder Ge­
meindeteilen zu einem Stimmbezirk vereinigt werden. 

b) W a h l v o r s t a n d . 

Art. 28 
Die Oberbürgermeister der Stadtbezirke und die 

Landräte bestimmen alsbald für jeden Stimmbezirk 
Abstimmungsort, Abstimmungsraum und unter ent­
sprechender Berücksichtigung der einzelnen Landes­
parteien je einen Stimmberechtigten als Wahl­
vorsteher und Vertreter dafür. 

Art. 29 
Der Wahlvorsteher beruft unter entsprechender 

Berücksichtigung der einzelnen Landesparteien einen 
Stimmberechtigter, als Schriftführer und drei bis 
sechs Stimmberechtigte als Beisitzer; sie sind tun­
lichst den Stimmberechtigten des Stimmbezirkes 
zu entnehmen. Sie bilden mit ihm den Wahlvorstand. 

c) A b s t i m m u n g . 

Art. 30 
(1) Bie Abstimmung findet statt am Sonntag, den 

1. Dezember 1946. 
(2) Sie dauert von 8 Uhr vormittags bis 6 Uhr 

nachmittags. Für Inhaber von Wahlscheinen kann 
in Abstimmungsräumen, die an Bahnhöfen einge­
richtet sind, von dieser Zeitbestimmung abgewichen 
werden. 

Art. 31 
(1) Während der ganzen Dauer der Abstimmung 

und Ergebnisermittlung ist den Stimmberechtigten 
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die Anwesenheit im Abstimmungsraume gestattet, 
soweit sie ohne Störung möglich ist. Der Wahlvor­
stand ist befugt, Personen, welche die Ruhe und 
Oidnung stören, aus dem Abstimmungsraum zu 
verweisen. Sie dürfen zuvor ihre Stimme, abgeben. 

(2) Im Abstimmungsraum dürfen, von den Ver-
handlungen und Beschlüssen des Wahlvorstandes 
abgesehen, weder Beratungen stattfinden noch 
Ansprachen gehalten noch Beschlüsse gefaßt werden. 
Es dürfen dort ferner weder Wahlplakate ange­
bt acht, noch Flugblätter verteilt werden. Niemand 
ist es erlaubt, die Abstimmenden in einem Umkreis 
von 50 Meter von dem Gebäude, in dem du; Ab­
stimmung stattfindet, durch Wort oder Schrift zu 
beeinflussen. 

« Art. 32 
Die Abstimmung wird in Person durch nicht-

unterschriebene Stimmzettel ausgeübt, welche die 
Abstimmenden dem Wahlvorsteher eigenhändig 
oder, wenn sie durch Körperliches Gebrechen hieran 
gehindert sind, unter Beihilfe einer Vertrauens- : 
person zu übergeben haben. 

Art. 33 
In einem Nebenraum oder durch eine Absonde-

vungsvorrichtüng ist Vorsorge dafür zu treffen, daß 
der Abstimmende auf 'dem amtlichen Stimmzettel 
seine Abstimmung unbeobachtet ersichtlich machen 
kann. 

Art. 34 
Der Wahlvorstand entscheidet über alle bei der 

Abstimmung sich ergebenden Anstände sowie vor­
behaltlich der endgültigen Entscheidung des Landes­
wahlausschusses (hinsichtlich des Volksentscheids) 
oder des Landtags (hinsichtlich der Landtagswahl) 
über die Gültigkeit der Stimmzettel. 

d) A b s t i m m u n g i n K r a n k e n - u n d 
P f l e g e a n s t a l t e n. 

Art. 35. 
Die Abstimmung in Kranken- und Pflegeanstal­

ten kann durch 'die Vollzugsvorschriften anderweitig 
geregelt werden. 

e) K o s t e n d e r A b s t i m m u n g . 

Art. 36 
(1) Die Kosten für die Bereitstellung des Ab­

stimmungsraumes und der für die .Abstimmung 
sonst nötigen Gegenstände tragen die Gemeinden, 
alle übrigen Kosten trägt der Staat. 

(2) Die Stimmzettel werden auf Staatskosten be­
schafft. 

Die in diesem Gesetze zum''Vollzuge der Ab­
stimmung vorgesehenen Ämter sind Ehrenämter, 
wofür keine Vergütung beansprucht werden kann. 

III. Besondere B e s t i m m u n g e n für den 
Volksentscheid 

Art. 37 
Die dem Volksentscheid unterstellte Bayerische 

Verfassung ist spätestens einen Monat vor dem . 
Abstimmungstage öffentlich bekanntzumachen, da-
mit die Stimmberechtigten sich über ihren Inhalt 
hinreichend unterrichten können. 

Art. 38 
Die Stimmabgabe erfolgt derart, daß der Abstim­

mende durch ein auf den Stimmzettel gesetztes 
Kreuz oder auf andere Weise deutlich kenntlich 
macht, ob er die gestellte Frage mit „Ja" oder 
„Nein" beantworten will. 
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Art. 39 
(1) Ungültig sind Stimmzettel, 

1. die als nichtamtlich hergestellt erkennbar sind, 
2. die mit einem besonderen Merkmale versehen sind, 
3. die weder „Ja" noch „Nein" oder beides zugleich 

enthalten, 
4. die einen Zusatz, eine Verwahrung oder einen 

Vorbehalt enthalten, 
5. denen irgendein von außen deutlich fühlbarer 

Gegenstand beigefügt ist. 
(2) Mehrere von einem Abstimmenden zugleich 

abgegebene, nicht verschieden gekennzeichnete 
Stimmzettel gelten als eine Stimme. Wenn sie ver­
schieden gekennzeichnet sind, sind sie ungültig. 

Art. 40 
Nach Schluß der Abstimmung stellt der Wahl­

vorstand fest, wie viele gültige Stimmen insgesamt 
und wie viele hiervon mit ^ Ja" und wie viele mit 
„Nein" abgegeben worden sind. 

Art. 41 
Der Landeswahlausschuß stellt das Ergebnis fest 

und gibt es öffentlich bekannt. 

Art. 42 , 
-N, (1) Der Landeswahlausschuß stellt die Rechts­
wirksamkeit des Volksentscheids fest. 

(2) Wenn er das Abstimmungsergebnis in einem 
oder mehreren Stimmbezirken für ungültig erklärt 
und feststellt, daß es nach der Wählerzahl des 
Stimmbezirks oder der Stimmbezirke auf das Ge­
samtergebnis von Einfluß sein kann, ist die Abstim­
mung in diesen Stimmbezirken auf Grund der alten 
Wählerlisten oder Wahlkarteien zu wiederholen. 
Der Landeswahlausschuß stellt auf Grtmd der Wie­
derholung das Abstimmungsergebnis neu fest. 

(3) Das gleiche gilt, wenn in einzelnen Stimm­
bezirken die Durchführung der Abstimmung durch 
Gewalt gehindert worden ist und das Gesamt­
ergebnis durch das Ergebnis dieser Stimmbezirke 
beeinflußt werden kann. 

IV. Besondere Bestimmungen für die 
Landtagswahl 

1: Abgeordnete, Wahlkreise, Stimmkreise, 

Wählbarkeit. 
Art. 43 

Der Bayerische Landtag wird auf die Dauer von 
vier Jahren in allgemeiner, gleicher, geheimer und 
unmittelbarer Wahl nach einem verbesserten Ver­
hältniswahlrecht gewählt. 

Art. 44 
Das Land wird in fünf Wahlkreise entsprechend 

den Regierungsbezirken eingeteilt. 

Art. 45 
Für das ganze Land sind 180 Abgeordnete zu 

wählen. * 
Hiervon treffen auf 

Oberbayern 39, 
Niederbayern/Oberpfalz . . 47, 
Oberfranken/Mittelfranken . 47,' 
Unterfranken . . . . . . 25, 
Schwaben 22. 

Art. 46 
Die Wahlkreise werden nach Maßgabe der Anlage 

in Stimmkreise eingeteilt. 

Art. 47 
(1)) Wählbar ist jeder Stimmberechtigte, der am 

Tage der Wahl das 25. Lebensjahr zurückgelegt hat. 
(2) Zugelassen werden nur Bewerber, die voll­

ständig von der Naziweltanschauung frei sind. Die 
Bewerber müssen insbesondere den Erfordernissen 
des Gesetzes zur Befreiung von Nationalsozialismus 
und Militarismus vom 5. März 1946 entsprechen. Per­
sonen also, welche zu einer der beiden Klassen in 
Teil A des Anhangs zu diesem Gesetz gehören oder 
welche Mitglieder der NSDAP oder einer ihrer Glie­
derungen (ausgenommen HJ oder BDM) waren, kön­
nen nicht zugelassen werden. Eine Ausnahme gilt 
jedoch für Personen, 
1. die durch eine rechtskräftige Spruchkammerent­

scheidung für entlastet erklärt worden sind, 
2. die durch eine rechtskräftige Spruchkammerent­

scheidung als Mitläufer befunden worden sind 
und die ihnen auferlegte Buße vollständig gelei­
stet haben, 

3. die nach dem 1. Januar 1919 geboren sind und 
nicht zu einer der beiden Klassen in Teil A des 
Anhangs zum Gesetz gehören, 

4. deren Verwendung im öffentlichen Diensf von der 
Militärregierung genehmigt wurde, falls die Mili­
tärregierung nicht inzwischen die Genehmigung 
widerrufen hat. 
(3) Personen, denen durch eine Entscheidung der 

Militärregierung aus anderen als den im Gesetz zur 
Befreiung von Nationalsozialismus und Militarismus 
aufgeführten Gründen die Bekleidung öffentlicher 
Ämter untersagt wurde, können nicht als Bewerber 
zugelassen werden, sofern nicht ihre Kandidatur 
vom Amt der Militärregierung für Bayern geneh­
migt wurde. 

(4) Jeder Bewerber kann nur in einem Kreiswahl­
vorschlag und in einem Wahlkreis, jedoch in mehre­
ren Stimmkreisen aufgestellt werden. 

Art. 48 
(1) Ein Abgeordneter verliert seinen Sitz 

1. durch Verzicht, 
2. durch Wegfall der Wählbarkeit, 
3. durch rechtskräftige strafgerichtliche Aberken­

nung der Rechte aus öffentlichen Wahlen, 
4. durch Ungültigerklärung der Wahl oder sonstiges 

Ausscheiden beim Wahlprüfungsverfahren, 
5. durch nachträgliche Änderung des Wahlergebnis­

ses, 
6. durch Wegfall der Gründe für die Berufung als 

Ersatzmann. 
(2) Der Verzicht ist dem Präsidenten des Land­

tags schriftlich anzuzeigen und kann nicht wider­
rufen werden. 

2. Wahlvorschläge. , . 

Art. 49 
(1) Die Wahl erfolgt auf Grund von Wahlvorschlä­

gen. Sie sind für die Wahlkreise (Regierungsbezirke) 
aufzustellen und spätestens am 28. Tage, abends 
8 Uhr, vor dem Wahltage bei dem Kreiswahlleiter 
einzureichen. 

(2) Die Bewerber der zugelassenen politischen Par­
teien sind in ordnungsgemäß einzuberufenden Par­
tei-Orts- oder Bezirksversammlungen von den Par­
teimitgliedern des betreffenden StimmkreisesMn ge­
heimer Wahl aufzustellen. Alle Mitglieder und De­
legierten der politischen Parteien, die für die Auf­
stellung der Bewerber abstimmungsberechtigt sind, 
haben das uneingeschränkte Recht, Bewerber vorzu-, 
schlagen; vor der Abstimmung ist ihnen eine ange­
messene Zeit einzuräumen, um die Bewerber ken­
nenzulernen. Die Bewerber werden durch Mehr­
heitsbeschluß, nötigenfalls durch Stichwahl, be­
stimmt. Alle Orts- und Bezirksversammlungen der 
Parteien zur Aufstellung der Bewerber müssen min-
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destens eine Woche vorher angekündigt werden, 
ausgenommen in Notfällen. Die politischen Parteien 
haben dem Kreiswahlleiter Niederschriften einzu­
reichen, aus denen ersichtlich ist, daß obige Bestim­
mungen eingehalten wurden. Die Niederschriften 
haben Ort und Zeitpunkt der Versammlung zu ent­
halten und sind von zehn für die Landtagswahl 
Stimmberechtigten, die bei der betreffenden Partei-
Orts- oder Bezirksversammlung anwesend waren, 
zu unterzeichnen. 

(3) Jeder Kreiswahlvorschlag muß das von der 
Landespartei bestimmte Kennwort fragen und darf 
höchstens so viele Bewerber enthalten als Stimm­
kreise im Wahlkreis vorhanden sind. 

(4) Bei jedem Bewerber ist anzugeben, für welche 
Stimmkreise er aufgestellt ist. Für jeden Stimm­
kreis darf in einem Kreiswahlvorschlag nur ein Be­
werber benannt werden. 

(5) Die Wahlvorschläge müssen von wenigstens 
25 Wählern des Wahlkreises unterzeichnet sein. Die 
Bewerber selbst dürfen weder die Wahlvorschläge 
noch Vorschläge, die ihre Aufstellung zum Gegen­
stand haben, unterzeichnen. 

(6) Die Zustimmungserklärung der In einem Wahl­
vorschlag aufgenommenen Bewerber ist dem Kreis­
wahlleiter vorzulegen. 

(7) Telegraphische Erklärungen gelten als schrift­
liche Erklärungen, wenn sie durch eine spätestens 
am zweiten Tage" nach Ablauf der Frist eingegan­
gene schriftliche Erklärung' bestätigt werden. 

Art. 50 
(1) Mängel der Kreiswahlvorschläge müssen spä­

testens am zehnten Tage vor dem Wahltage behoben 
sein; sonst ist der Kreiswahlvorschlag, soweit der 
Mangel besteht, ungültig. 

(2) Bis zum gleichen Tage sind die durch den 
Wegfall einzelner Bewerber veranlaßten Ergänzun­
gen der Kreiswahlvorschläge zulässig. 

Art. 51 
Die Kreiswahlausschüsse entscheide» am neunten 

Tage vor dem Wahltag, vorbehaltlich der Wahlprü­
fung durch den Landtag, endgültig über die Zulas­
sung und Gültigkeit der Kreiswahlvorschläge. 

Art. 52 
Kreiswahlvorschläge, die verspätet eingereicht sind 

oder den gesetzlichen oder den durch die Wahl­
ordnung aufgestellten Anforderungen nicht genügen, 
sind zurückzuweisen. Wenn die Anforderungen nur 
hinsichtlich einzelner Bewerber nicht erfüllt sind, 
werden ihre Namen aus den Kreiswahlvorschlägen 
gestrichen, auch die Namen der über die zulässige 
Zahl hinaus vorgeschlagenen Bewerber werden ge­
strichen. 

Art. 53 
(1) Die Kreiswahlleiter haben die von ihrem 

Wahlausschuß als gültig anerkannten Kreiswahlvor­
schläge am neunten Tage vor dem Wahltag öffent­
lich bekanntzugeben. 

(2) Nach der Bekanntgabe ist die Zurücknahme der 
Kreiswahlvorschläge unzulässig. 

(3) Die Reihenfolge der Kreiswahlvorschläge wird 
einheitlich für das ganze Land vom Landeswahl­
leiter festgesetzt. Sie richtet sich nach den Stimrrien-
zahlen, welche die Parteien bei der letzten voraus­
gegangenen Landtagswahl bzw. Wahl zur Verfas­
sunggebenden Landesversammlung erreicht haben. 
Neu hinzugekommene Parteien schließen sich ent­
sprechend dem Zeitpunkt ihrer Zulassung an. In 
dieser Reihenfolge und mit diesen Nummern sind 
die einzelnen Parteien auf den Stimmzetteln aufzu­
führen. 

3. Abstimmung. 

Art. 54 
(1) Jeder Wähler kann seine Stimme nur für 

einen der Bewerber ahgeben, die in einem von dem 
Kreiswahlleiter öffentlich bekanntgegebenen Kreis­
wahlvorschlag für den Stimmkreis als Bewerber 
aufgestellt sind. 

(2) Die Stimmabgabe erfolgt derart, daß der Wäh­
ler durch ein auf den Stimmzettel gesetztes Kreuz 
oder auf andere Weise deutlich kenntlich macht, 
welchem Bewerber er seine Stimme geben will. 

4. Ermittlung des Wahlergebnisses. 

. Art. 55 
Nach Schluß der Wahl stellt der Wahlvorstand 

fest, wie viele gültige Stimmen insgesamt und für 
jeden der im Stimmkreis aufgestellten Bewerber, 
endlich wie viele Stimmen für jeden Kreiswahl Vor­
schlag abgegeben sind. 

Art. 56 
(1) Ungültig sind Stimmzettel, 

1. die als nichtamtlich hergestellt erkenntlich sind, 
2. die mit einem besonderen Merkmale versehen sind, 
3. aus deren Bezeichnung der Wille des Wählers 

nicht unzweifelhaft zu erkennen ist, 
4. die an Stelle eines der in dem Stimmzettel ent­

haltenen für den Stimmkreis aufgestellten Be­
werber einen anderen Namen oder keinen Namen 
enthalten, 

5. die einen Zusatz, eine Verwahrung, oder einen 
Vorbehalt enthalten, 

6. denen irgendein von außen deutlich fühlbarer 
Gegenstand beigefügt ist. 
(2) Mehrere von einem Wähler zugleich abgege­

bene, nicht verschieden gekennzeichnete Stimmzettel 
gelten,als eine Stimme. Wenn sie verschieden ge­
kennzeichnet sind, sind sie ungültig. . 

5. Feststellung des Wahlergebnisses". 

Art. 57 
(1) Der Landeswahlausschuß stellt für jeden Wahl­

kreis fest, wie viele gültige Stimmen insgesamt so­
wie für jeden einzelnen Bewerber und für jeden 
Kreiswahlvorschlag abgegeben worden sind. 

(2) Sodann wird für jeden Wahlkreis die Gesamt­
zahl der in dem Wahlkreis abgegebenen gültigen 
Stimmen durch die um 1 vermehrte Zahl der in dem 
Wahlkreise zu vergebenden Sitze geteilt (Vertei­
lungszahl). Jeder Kreiswahlvorschlag erhält so viele 
Sitze, als sich bei der Teilung seiner Stimmenzahl 
durch die Verteilungszahl ergibt. 

(3) Wahlvorschläge, auf die nicht mindestens in 
einem Wahlkreis 10 Prozent der abgegebenen Stim­
men fallen, erhalten keinen Sitz zugeteilt. 

(4) Die Sitze werden innerhalb der Kreiswahlvor­
schläge auf die einzelnen Bewerber nach der Zahl 
der Stimmen verteilt, die auf jeden Bewerber in den 
Stimmkreisen, für die er im Wahlkreis aufgestellt 
ist, entfallen sind. 

(5) Haben in einem Kreiswahlvprschlage mehrere 
Bewerber die gleiche Stimmenzahl erhalten und 
reicht die verfügbare Zahl der Sitze nicht für alle 
aus, so entscheidet das Los. 

(6) Entfallen auf einen Kreiswahlvorschlag mehr 
Sitze, als er wählbare Bewerber enthält, so fallen 
sie den Bewerbern zu, die auf den Kreiswahlvor-
schlagen mit dem gleichen Kennwort in den übrigen 
Wahlkreisen unter den nicht anderweitig gewählten 
Bewerbern nach der Zahl ihrer Stimmen an erster 
Stelle berufen sind. Sind solche Bewerber nicht vor­
handen, so bleiben die Sitze unbesetzt. 
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Art. 58 
(1) Der Landeswahlauschuß verteilt sodann die' 

bei der Verteilung nach Art. 57 in den Wahlkreisen 
nicht verteilten Sitze (Restsitze) nach dem Verhält­
nis der bei dieser Verteilung verbliebenen Stimm­
reste. Dabei müssen alle Gesamtwahlvorschläge be­
rücksichtigt werden, die mindestens in einem Wahl­
kreise 10 Prozent der abgegebenen Stimmen erhal­
ten haben. Krei%wahlvorschläge die das gleiche 
Kennwort ohne jede Abweichung tragen, werden als 
Gesamtwahlvorschläge behandelt; ihre Stimmreste 
werde.n zusammengezählt. Jede Abweichung der 
Kennworte schließt die Zusammenrechnung aus. 

(2) Zur Verteilung der Restsitze teilt der Landes­
wahlausschuß die Stimmreste eines jeden Gesamt­
wahlvorschlags nacheinander durch 1, 2, 3, 4 usw. 
so lange, bis so viele Höchstteilungszahlen ermittelt 
sind, als Restsitze zu vergeben sind. Jedem Gesamt-
wahlvorschlage wird dabei, vorbehaltlich der Be­
stimmung in Abs. 3, der Reihe nach so oft ein Sitz 
zugeteilt, als er jeweils die höchste Teilungszahl 
aufzuweisen hat. 

(3) Kein Gesamtwahlvorschlag kann bei der Rest­
sitzeverteilung mehr Sitze erhalten, als er bei der 
Si-tzverteilung nach Art. 57 in den Wahlkreisen er­
halten hätte, wenn dieser Verteilung in allen Wahl­
kreisen die niedrigste für einen Wahlkreis ermit­
telte Verteilungszahl zugrunde gelegt worden wäre. 

(4) Haben mehrere Gesamtwahlvorschläge glei­
chen Anspruch auf einen .Restsitz und würde bei 
voller Befriedigung der sämtlichen Ansprüche die 
verfügbare Zahl der Restsitze überschritten, so fällt 
der ' Sitz an den Gesamtwahlvorschlag, dessen in 
Betracht kommender Bewerber die größte Stimmen­
zahl aufweist. Bei Stimmengleichheit entscheidet 
das Los. 

(5) Die Bestimmungen über die Gesamtwahlvor­
schläge finden auch auf die nicht an einem Gesamt-
wahlvorschlage beteiligten selbständigen Kreiswahl­
vorschläge entsprechende Anwendung. 

Art. 59 
Die im Verfahren nach Art. 58 verteilten Restsitze 

werden den Kreiswahlvorschlägen zugewiesen, wel­
che innerhalb des Gesamtwahlvorschlags die größ­
ten Stimmreste aufweisen; Art. 58 Abs. 4 gilt dabei 
entsprechend. Die Sitze werden innerhalb der Kreis­
wahlvorschläge mit Bewerbern' besetzt, die nicht 
bereits nach Art. 57 gewählt sind; Art. 57 Abs 4—6 
gelten entsprechend. 

Art. 60 
Die nicht gewählten Bewerber eines Kreiswahl­

vorschlags sind in der Reihenfolge ihrer Stimmen­
zahlen Ersatzmänner für ausscheidende Abgeord­
nete. Bei gleicher Stimmenzahl ist die Reihenfolge 
durch das Los festzustellen. 

Art. 61 
(1) Der Landeswahlausschuß ist an die Feststel­

lung der Wahlvorstände hinsichtlich der Gültigkeit 
der Stimmen gebunden. 

(2) Ergibt sich bei der Feststellung des Ergebnis­
ses, daß ein Bewerber in mehreren Kreiswahlvor­
schlägen aufgestellt worden ist, so hat der Landes­
wahlausschuß die sämtlichen für diesen Bewerber 
abgegebenen Stimmen für ungültig zu erklären. Das 
Wahlergebnis ist hiernach gegebenenfalls neu fest­
zustellen. 

Art. 62 
(1) Der Landeswahlleiter hat die Gewählten sofort 

von der Wahl zu verständigen" mit der Aufforde­
rung, sich über die Annahme der Wahl binnen acht 
Tagen bei dem Landeswahlleiter zu erklären. 

(2) Wird die Annahme der Wahl nicht binnen acht 
Tagen nach dem Empfang der Verständigung hier­
von diesem gegenüber erklärt, so gilt die Wahl als 

abgelehnt. Annahme unter Vorbehalt öder Verwah­
rung gilt als Ablehnung. 

Art. 63 
(1) Sobald die Namen aller Abgeordneten festste­

hen, hat der Landeswahlleiter die Namen der Ge­
wählten, ferner die Namen der Ersatzmänner in 
ihrer Reihenfolge alsbald öffentlich bekanntzugeben. 

(2) Die drei ältesten Abgeordneten hat er von die­
ser ihrer Eigenschaft alsbald zu verständigen. 

6. Ersatz ablehnender oder ausscheidender 
Abgeordneter. 

Art. 64 
(1) Die Feststellung .des Ersatzmannes im Falle 

der Erledigung eines Abgeordnetensitzes obliegt 
dem Landeswahlleiter. Die festgestellte Reihenfolge 
der Ersatzmänner kann — vom Falle des Todes 
eines Ersatzmannes abgesehen — vorbehaltlich der 
Prüfung der Wahl durch den Landtag, nur durch 
Beschluß des Landeswahlausschusses geändert wer­
den. 

(2) Wenn ein Abgeordneter die Wahl ablehnt oder 
nachträglich aus dem Landtag ausscheidet, tritt an 
seine Stelle ohne Ersatzwahl der Bewerber, der in 
dem gleichen Kreiswahlvorschlag an erster Stelle 
unter den nicht gewählten Bewerbern berufen ist. 
Wenn auf dem gleichen Kreiswahlvorschlag kein 
Bewerber mehr vorhanden ist, tritt dafür der Be­
werber ein, der aus den übrigen Kreiswahlvorschlä­
gen des gleichen Gesamtwahlvorschlags an erster 
Stelle berufen ist. Ist kein solcher Bewerber mehr 
vorhanden, so bleibt der Sitz unbesetzt. 

7. Wahlprüfung. 

Art. 65 
Der Landtag prüft die Gültigkeit der Wahl sei­

ner Mitglieder. 
Art. 66 • 

Wahlbeanstandungen durch Stimmberechtigte sind 
beim Landtag binnen einem Monat nach seiner Er­
öffnung, bei Nachwahlen und Wiederholungswahlen 
binnen einem Monat nach der öffentlichen Bekannt­
gabe des Wahlergebnisses durch den Landeswahl­
leiter anzubringen. 

Art. 67 
(1) Wenn der Landtag das Wahlergebnis in einem 

Wahlkreise für ungültig erklärt hat, ist eine Nach­
wahl in diesem Wahlkreis anzuordnen. Auf Grund 
dieser Nachwahl ist das Wahlergebnis durch den 
Landeswahlauschuß neu festzustellen. 

(2) Ergibt sich dabei, daß auf einen Kreiswahlvof-
schlag weniger Sitze als bei der früheren Vertei­
lung entfallen, so scheiden die zuletzt eingetretenen 
Abgeordneten in der Reihenfolge des Art. 57 und 59 
zuerst aus. 

Art. 68 
(1) Wenn der Landtag das Wahlergebnis nur in 

einem oder mehreren Stimmbezirken für ungültig 
erklärt und feststellt, daß es nach der Wählerzahl des 
Stimmbezirkes oder der Stimmbezirke auf das Ge­
samtwahlergebnis von Einfluß sein kann, hat eine 
Wiederholungswahl in diesen Stimmbezirken auf 
Grund der alten Kreiswahlvorschläge und Wähler­
listen oder Wahlkarteien stattzufinden. Der Landes­
wahlausschuß stellt auf Grund der Wiederholungs­
wahl die Wahlergebnisse gemäß Art. 67 neu fest. 

(2) Das gleiche gilt, wenn in einzelnen Stimm­
bezirken die Durchführung einer Wahl durch Gewalt 
gehindert worden ist und das Gesamtwahlergebnis 
durch das Ergebnis dieser Stimmbezirke beeinflußt 
werden kann. Die gleiche Anordnung kann bis zum 
Zusammentreffen des Landtags vorbehaltlich der 
Wahlprüfung durch den Landtag das Staatsministe-
-ium des Innern auf Antrag des Landeswahlaus^-
schusses treffen. 



Bayerisches Gesetz- und Verordnungsblatt Nr. 21/1946 3 1 5 

V. Schlußbestimmungen 
Art. 69 

Die Gemeinden haben die zum Vollzuge des Ge­
setzes und der Ausführungsbestimmungen erforder­
lichen Bestätigungen kostenfrei auszustellen. 

Art. 70 . 
Der Ministerpräsident oder das Staatsministerium 

des Innern erlassen die zum Vollzuge dieses Ge­
setzes erforderlichen Vorschriften. 

M ü n c h e n , den 3. Oktober 1946. 

Der Bayerische Ministerpräsident 
Dr. Wilhelm H o e g n e r. 

Verzeichnis der bayerischen Wahlkreise (siehe An­
lage zum Gesetz Nr. 36/GVB1. Seite 265—267). 

Landeswahlordnungr 
V o m 18. Oktober 1946 

Durchführungsverordnung 

z u m Gesetz betreffend den Volksentscheid 
über die Bayerische Verfassung und die Wahl 
des Bayerischen Landtags v o m 3. Okt. 1946 

Auf Grund des Art. 70 des Gesetzes betreffend den 
Volksentscheid über die Bayerische Verfassung und 
die Wahl des Bayerischen Landtags vom 3. Oktober 
1946 wird folgendes bestimmt: 

I. A l l g e m e i n e Vorbere i tungen für die A b ­
s t immung 

1. Anlegung der Wählerlisten und Wahlkarteien. 

§ 1 
ü.) Da der Tag für die Abstimmung bereits be­

stimmt ist (1. Dezember 1946), haben die Gemeinde­
behörden sofort die Wählerlisten für die Gemeinden, 
oder wenn die Gemeinde zu mehreren Stimmbe­
zirken gehört, für die Stimmbezirke oder Teile von 
solchen nach Anlage 1 in einfacher Fertigung anzu­
legen. Als Gemeindebehörde im Sinne dieser Ver­
ordnung gilt der erste Bürgermeister. 

Die für die Wahl zur Verfassunggebenden Landes­
versammlung angelegten Wählerlisten oder Wahl­
karteien können, wenn sie durch entsprechende Er­
gänzungen oder Berichtigungen auf den neuesten 
Stand gebracht werden können, für diese Abstim­
mung verwendet werden. Wenn dies nicht gewähr­
leistet ist, sind neue Wählerlisten oder Wahlkarteien 
anzulegen. 

(2) Vor dem Eintrag jeder Person ist ihr Stimm­
recht zu prüfen. Zuständige Behörde im Sinne des 
Art. 8 Abs. 3 des Gesetzes, bei der die Fragebogen 
einzureichen sind, ist die Gemeindebehörde. Bei 
Personen, die bereits anläßlich einer früheren Wahl 
einen Fragebogen eingereicht haben, kann von der 
Anforderung eines neuen Fragebogens abgesehen 
werden. 

(3) In den Wählerlisten sind in alphabetischer Ord­
nung unter fortlaufender Nummer alle Stimmbe­
rechtigten einzutragen, die in der Gemeinde oder 
dem Stimmbezirke ihren dauernden Wohnsitz haben, 
und zwar nach Zu- und Vorname, Geburtstag und 
Wohnort oder Wohnung. In Gemeinden, die in meh­
rere Stimmbezirke eingeteilt sind, ist die Wohnung 
genau zu bezeichnen. Die Listen müssen ferner eine 
Spalte für Bemerkungen und möglichst viele Spal­
ten für Vermerke über die Stimmabgabe (nicht vor, 
sondern nach den sonstigen Angaben) enthalten. Für 
den Vermerk über die Stimmabgabe ist für dieselbe 

Abstimmung in der Wählerliste eines Stimmbezirks 
bei allen Stimmberechtigten gleichmäßig dieselbe 
Spalte zu verwenden. 

(4) Die Wählerlisten dürfen auch nach Geschlech­
tern getrennt oder nach Bezirken, Distrikten, Buch­
staben, Straßen oder Hausnummern angelegt wer­
den. Dann genügt es, wenn die Stimmberechtigten 
nach diesen Unterabteilungen fortlaufend beziffert 
werden. 

(5) Personen, bei denen Stimmrechtsausschluß­
gründe (Art. 7 und 8 des Gesetzes) bestehen, sind in 
die Wählerlisten nicht aufzunehmen. 

(6) Personen, die nach Art. 9 des Gesetzes an der 
Ausübung des Stimmrechts behindert sind, sind in 
die Wählerlisten einzutragen. In der Spalte für den 
Vermerk über die Stimmabgabe ist einzutragen: „be­
hindert" oder „b". Besteht die Ursache der Behin­
derung am Abstimmungstage nicht mehr, so ist die­
ser Vermerk zu streichen und der Sachverhalt in 
der Spalte „Bemerkungen" zu erläutern. 

(7) Es ist zulässig, ausgefüllte Haushaltungslisten 
oder Hausbogen, wenn sie alle für die Wählerlisten 
vorgeschriebenen Angaben enthalten, geordnet und 
geheftet als Wählerlisten zu verwenden. 

§ 2 
(1) Als dauernder Wohnsitz im Sinne des Art. 6 

Abs. 1 Nr. 2 des Gesetzes gilt ein solcher, dessen 
Ende zunächst nicht abzusehen ist oder der, wenn 
sein Ende sich absehen läßt, dann wenigstens auf 
einige Dauer, also nicht bloß auf einige Tage oder 
Wochen, z. B. nur zur Erholung, Besuch, Geschäft 
und dergleichen, berechnet ist. 

(2) Wenn der Aufenthalt wegen auswärtiger 
Arbeitsbetätigung an Sohn- und Werktagen ver­
schieden ist, ist für den Eintrag in der Wählerliste 
der Aufenthalt am Sonntag maßgebend. 

§ 3 
Die Gemeindebehörden haben alles, was nach 

Art. 6 bis 8 des Gesetzes für die Anlegung der Wäh­
lerlisten von Bedeutung ist oder zur Aufdeckung 
von Unregelmäßigkeiten in den Wählerlisten führen 
kann, insbesondere bei der polizeilichen Abmeldung 
Wegziehender, ferner die Aberkennung der bürger­
lichen Ehrenrechte, die Entmündigung und sonstige 
Stimmrechtsausschlußgründe mit Angabe des Be­
ginns, soweit möglich auch der Dauer ihrer Wirk­
samkeit sich gegenseitig mitzuteilen. 

§ 4 
(1) An Stelle der Wählerliste kann eine Wahlkartei 

verwendet werden. Sie muß in verschließbaren 
Kästen verwahrt werden und so beschaffen sein, 
daß die Karten durch eine Vorrichtung festgehalten 
werden und daß nach dem Abschlüsse der Kartei 
die willkürliche Herausnahme und Einfügung von 
Karten unmöglich ist. Jede Karte muß möglichst 
viele Spalten zu Vermerken für die Stimmabgabe 
enthalten. 

(2) Alle Bestimmungen über die Wählerlisten gel­
ten entsprechend auch für die Wahlkarteien. 

2. Auslegung der Wählerlisten; Einsprüche; 
Änderungen und Abschluß der Wählerlisten. 

§ 5 
(1) Die Gemeindebehörden haben die Wählerlisten 

vom 21. bis 14. Tage vor dem Abstimmungstage an 
einem allgemein zugänglichen Ort in der Gemeinde 
zu jedermanns Einsicht öffentlich auszulegen. 

(2) Einsprüche hiergegen sind bei der Meidung des 
Ausschlusses in der gleichen Frist bei den Ge­
meindebehörden einzulegen. 

(3) Die Gemeindebehörden bestimmen die Stunden 
fur die Auslegung der Listen und für die Entgegen­
nahme der Einsprüche. Hierfür sind zunächst die 
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ortsüblichen Amtsstunden maßgebend. Abgesehen 
hiervon sind die Stunden so zu bestimmen, daß die 
Einsichtnahme in die Listen und die Einspruchs­
erhebung jedermann möglich ist. Insbesondere muß 
beides auch an den in die Frist fallenden Sonn- und 
Feiertagen in entsprechend nach dem örtlichen Be­
dürfnisse zu bestimmenden Stunden ermöglicht 
werden. 

(4) Die Gemeindebehörden haben Ort und Zeit der 
Auslegung der Wählerlisten (nach Tagen und Stun­
den) vor dem Beginn der Auslegungsfrist in orts­
üblicher Weise öffentlich bekanntzugeben und dabei 
darauf hinzuweisen, daß Einsprüche gegen die Wäh­
lerlisten während der Auslegungsfrist einzulegen 
sind und wo solche Einsprüche entgegengenommen 
werden. 

(5) In der Bekanntmachung über die Auslegung 
der Wählerlisten ist darauf hinzuweisen, daß 
Stimmberechtigte, die vor dem Ablauf der Aus­
legungsfrist in einen anderen Stimmbezirk inner­
halb der Gemeinde verzogen sind, die Übertragung 
ihres Namens in die Wählerliste des neuen Aufent­
haltsortes zu beantragen haben. 

(6) Die Gemeindebehörden sollen die Anfertigung 
von Abschriften der Wählerlisten zulassen, soweit 
der Dienstbetrieb hierdurch nicht gestört wird, oder, 
soweit möglich, gegen Erstattung der Auslagen Ab­
schriften der Wählerlisten erteilen. 

§ 6 
(1) Wer eine Wählerliste für unrichtig oder un­

vollständig hält (Art. 16 des Gesetzes), kann dies 
innerhalb der Auslegungsfrist bei der Gemeindebe­
hörde durch Einspruch schriftlich oder mündlich 
selbst oder durch einen Bevollmächtigten geltend 
machen. Hierdurch kann die Aufnahme eines neuen 
Eintrags, sowie die Streichung oder Berichtigung 
eines vorhandenen Eintrags beantragt werden. Die 
Angaben sind nötigenfalls glaubhaft zu machen. 
Den Beteiligten ist Gelegenheit zur Äußerung hierzu 
zu geben. 

(2) Wenn die Gemeindebehörde den Einspruch 
nicht für begründet hält oder wenn ein Beteiligter 
der Änderung der Wählerliste widerspricht, hat die 
Gemeindebehörde den Einspruch sofort ihrer Auf­
sichtsbehörde vorzulegen. Diese hat ihre Entschei­
dung spätestens am achten Tage vor der Wahl und 
so rechtzeitig zu treffen, daß der Bürgermeister 
unter allen Umständen am siebten Tage vor der 
Abstimmung im Besitze der Entscheidung ist. 

(3) Die Entscheidungen sind den Beteiligten durch 
die Gemeindebehörden zu eröffnen und in den 
Wählerlisten vorzumerken. 

§ 7 
(1) Änderungen in den Wählerlisten sind vom Be­

ginn der Auslegungsfrist an bis zum Abschluß der 
Listen nur noch auf rechtzeitig erhobenen Einspruch 
hin zulässig. Als Änderung gilt nicht die Streichung 
eines Vermerks nach § 1 Abs. 6 und der Vermerk 
nach § 9 Abs. 3. 

(2) Ergänzungen sind als Nachträge in die Wähler­
listen aufzunehmen. Änderungen und Streichungen 
nach § 1 Abs. 6 müssen den Grund ersehen lassen 
und mit Datum und Unterschrift des vollziehenden 
Beamten versehen sein. Die Belege hierzu sind zu 
den gemeindlichen Akten zu nehmen. 

§ 8 
(1) Am siebenten Tage vor der Abstimmung 

schließen die Bürgermeister die Wählerlisten ab mit 
der Bestätigung, daß und wie lange sie ausgelegt 
waren und daß die Bekanntmachung über die Aus­
legung rechtzeitig erfolgt war, endlich wie viele 
Stimmberechtigte in die Liste eingetragen sind, 
deren Namen nicht mit dem Vermerk „W" (d. h. 
Wahlschein) versehen wurde. 

(2) Die Behälter der Wahlkarteien sind durch 
Schlösser, Plomben oder Siegel so zu verschließen, 

daß die Entnahme oder Einfügung von Karten un­
möglich ist. 

(3) Kurz vor der Abstimmung stellen die Bürger­
meister die Wählerlisten den Wahlvorstehern zu. 

3. Wahlscheine. 
§ 9 

(1) Zuständig zur Ausstellung von Wahlscheinen 
ist die Gemeindebehörde des Ortes, in dessen Wäh­
lerliste der Stimmberechtigte eingetragen ist oder 
einzutragen wäre. 

(2) Den Grund für die Ausstellung eines Wahl­
scheines hat *der Antragsteller auf Erfordern glaub­
haft zu machen. Über seine Berechtigung, den An­
trag zu stellen und den Wahlschein in Empfang zu 
nehmen, muß er sich gehörig ausweisen. 

(3) Die Ausstellung von Wahlscheinen ist in einem 
Verzeichnisse in alphabetischer Reihenfolge vorzu­
merken. Bei der Ausstellung von Wahlscheinen nach 
Art. 19 des Gesetzes ist in der Wählerliste in der 
Spalte für den Abstimmvermerk für die Wahl ein­
zutragen: „W" (d. h. Wahlschein). Bei der Ausstel­
lung von Wahlscheinen nach Art. 20 des Gesetzes 
ist Vorsorge zu treffen, daß die mehrfache Ausstel­
lung von Wahlscheinen an eine Person verhindert 
wird. Hierzu ist die Ausstellung der Wahlscheine an 
einer einzigen Stelle in jeder Gemeinde und die 
alphabetische Vormerkung der Wahlscheinempfänger 
erforderlich. 

(4) Die Wahlscheine sind nach Anlage 2 auszu­
stellen. Verlorene Wahlscheine werden nicht ersetzt. 

(5) Gegen die Versagung eines Wahlscheines ist 
Einspruch an die Aufsichtsbehörde zulässig. Deren 
Entscheidungen sind mit möglichster Beschleunigung 
zu erlassen. Die Entscheidungen sind den Beteiligten 
durch die Gemeindebehörden zu eröffnen und, wenn 
der Wahlschein auszustellen ist, nach Abs. 3 vor­
zumerken. 

§ 10 
(1) Die Ausstellung von Wahlscheinen ist bis zu 

dem Tage vor dem Abstimmungstage zulässig. Am 
Abstimmungstage selbst ist sie unzulässig. 

(2) Wenn der Aufenthalt infolge auswärtiger 
Wahlscheine ausgestellt werden, ist dem Wahlvor­
steher bis zum Beginne der Wahlhandlung ein Aus­
zug aus dem Verzeichnis nach § 9 Abs. 3 für diese 
Stimmberechtigten auszuhändigen, damit er bei 
ihnen die nachträgliche Ausstellung von Wahl­
scheinen in der Wählerliste noch vormerken kann. 
Der Wahlvorsteher hat die Wählerliste dann vor 
dem Beginne der Wahlhandlung hiernach zu berich­
tigen, indem er bei den Stimmberechtigten, die in 
dem ihm übermittelten Auszug aus dem Verzeich­
nis vorgetragen sind, in der Wählerliste in der 
Spalte für den Abstimm vermerk einträgt: „W" (d. h. 
Wahlschein) und indem er im Vermerk über den 
Abschluß der Wählerliste die Zahl der verbleiben­
den Stimmberechtigten richtigstellt. 

4. Wahlausschüsse. 

§ 11-
(1) Die zugelassenen Landesparteien können für 

den Landeswahlausschuß und jeden Kreiswahlaus­
schuß bis zu drei Vertrauensmänner benennen. Die 
Benennung der Vertrauensmänner für die Kreis­
wahlausschüsse geschieht in den Wahlvorschlägen. 

(2) Vertrauensmänner von Wahlvorschlägen, die 
zurückgezogen oder zurückgewiesen werden, schei­
den damit aus dem Wahlausschuß aus. 

(3) Die Wahlausschüsse beschließen mit Stimmen­
mehrheit. Der Wahlleiter oder sein Stellvertreter 
ist stimmberechtigt; er entscheidet bei Stimmen­
gleichheit. Die Wahlausschüsse sind beschlußfähig, 
wenn außer dem Wahlleiter oder seinem Stellver­
treter mindestens die Hälfte der Beisitzer an­
wesend ist. 
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(4) Ort u n d Zeit der S i tzungen de r Wahlausschüsse 
s ind öffentlich bekann tzugeben . Die S i t zungen s ind 
öffentlich. Der Wahl le i t e r ist befugt, Pe r sonen , 
welche h ierbei die R u h e u n d O r d n u n g s tören , a u s 
dem S i t zungs raume zu verweisen . 

(5) Über die V e r h a n d l u n g e n führ t ein v o m W a h l ­
ausschuß bes t immtes Mitglied eine Niederschrif t 
u n d un te rze ichne t sie m i t d e m Wahl le i te r . 

5. Stimmbezirke. 

§ 12 
(1) Die S t immbez i rke sollen so abgegrenz t w e r d e n , 

d a ß al len S t immberech t ig ten die T e i l n a h m e an de r 
A b s t i m m u n g möglichst e r le ichter t w i rd . Die E in ­
w o h n e r z a h l eines S t immbez i rkes darf a b e r auch 
nicht so ger ing sein, daß die G e h e i m h a l t u n g de r 
A b s t i m m u n g dadu rch ernst l ich ge fährde t wi rd . I n 
Bez i rken , die zu m e h r e r e n S t immkre i s en gehören , 
dü r fen nicht Teile von versch iedenen S t immkre i s en 
zu e inem S t immbez i rk vere in ig t w e r d e n . 

(2) Ke in S t immbez i rk soll m e h r als 2500 E i n w o h ­
n e r zählen. Gemeinden , die m e h r als 2500 E i n w o h n e r 
zählen, s ind in m e h r e r e S t immbez i rke e inzutei len. 
Auch bei k le ine ren Geme inden ist u n t e r de r V o r ­
ausse tzung des Abs. 1 die Z e r l e g u n g . in m e h r e r e 
S t immbez i rke zulässig. 

§ 13 
F ü r K r a n k e n - u n d Pf l egeans ta l t en (öffentliche 

oder p r iva t e K r a n k e n h ä u s e r oder Kl in iken , L a z a ­
re t te , En tb indungsans t a l t en , Wöchner innenans ta l t en , 
P f r ü n d n e r a n s t a l t e n , E rho lungshe ime usw.) m i t e iner 
g röße ren Anzah l von S t immberech t ig ten , d ie w e g e n 
ihres körper l i chen Befindens nicht i m s t a n d e sind, 
e inen a l lgemeinen A b s t i m m u n g s r a u m persönl ich 
aufzusuchen, k a n n die zus tänd ige Behörde eigene 
S t immbez i rke bi lden, u n d zwar e n t w e d e r e igene 
S t immbez i rke für m e h r e r e Ans t a l t en ; doch darf d a ­
bei die Zah l der S t immberech t ig t en nicht so k le in 
sein, d a ß h ie rdurch das A b s t i m m u n g s g e h e i m n i s ge ­
f äh rde t wi rd . 

6. Wahlvorstände. 

§ 14 
(1) Der nach Ar t . 28 des Gesetzes be s t immte 

W a h l v o r s t e h e r beruf t unter , en t sp rechende r Be rück ­
s icht igung der e inze lnen L a n d e s p a r t e i e n e inen 
S t immberech t ig t en als Schr i f t führer u n d dre i bis 
sechs S t immberech t ig te als Beisitzer. Sie s ind t u n ­
lichst den S t immberech t ig t en des S t immbez i rkes zu 
e n t n e h m e n ; h ie rvon ist n u r in besonders b e g r ü n ­
de ten A u s n a h m e f ä l l e n abzuweichen . U n t e p den Be i ­
s i tzern soll sich auch der Ve r t r e t e r des W a h l v o r ­
s tehers befinden. Ehemal ige Mitgl ieder der N S D A P 
u n d ih re r Gl i ede rungen sollen, auch w e n n sie 
s t immberech t ig t sind, nicht a ls W a h l v o r s t e h e r oder 
sonst ige Mitgl ieder des W a h l v o r s t a n d s be rufen w e r ­
den. Der Wah lvo r s t ehe r lade t die Mitgl ieder des 
Wah lvo r s t andes k u r z vor d e m A b s t i m m u n g s t a g e zu 
rechtze i t igem Erscheinen zur A b s t i m m u n g s h a n d ­
lung ein. 

(2) Die Mitg l ieder des W a h l v o r s t a n d e s h a b e n bei 
de r F ü h r u n g der Geschäfte die s t rengs te U n p a r t e i ­
l ichkeit zu beobachten. Sie e rha l t en ke ine Vergü tung . 
Zur E r m i t t l u n g des Abs t immungse rgebn i s ses k ö n n e n 
Hi l f sa rbe i te r beigezogen we rden . Sie w e r d e n h i e r ­
durch nicht Mitgl ieder des Wah lvor s t andes und 
k ö n n e n eine V e r g ü t u n g e rha l t en . 

(3) W e n n in e ine r Gemeinde für M ä n n e r u n d 
F r a u e n g e t r e n n t e Wähle r l i s t en angelegt u n d ge ­
t r e n n t e A b s t i m m u n g s r ä u m e oder verschiedene Tische 
desse lben A b s t i m m u n g s r a u m e s zur S t i m m a b g a b e 
für M ä n n e r u n d F r a u e n bes t immt w e r d e n (§ 16 
Abs . 2), s ind auch e igene W a h l v o r s t ä n d e h ie r für zu 
bi lden. Der Vollzug des Ar t . 31 Abs. 1 Satz 2 des 
Gesetzes s teh t d a n n d e m a n L e b e n s j a h r e n ä l t e ren 
W a h l v o r s t e h e r zu. 

§ 15 
(1) Erscheinen bei Beg inn der A b s t i m m u n g nicht 

mindes tens sechs Mitgl ieder des Wah lvo r s t andes , so 
e rgänz t ihn de r Wah lvo r s t ehe r aus den a n w e s e n d e n 
S t immberech t ig t en auf diese Zahl . § 14 Abs. 1 Satz 4 
ist h ie rbe i zu beachten. 

(2) Die Mitgl ieder des Wahl Vorstandes u n t e r ­
s tü tzen den Wah lvo r s t ehe r bei der Durch führung 
de r A b s t i m m u n g s h a n d l u n g u n d bei der E r m i t t l u n g 
u n d Fes t s te l lung des Abs t immungsergebn i s ses . 

(3) W ä h r e n d der ganzen Daue r der A b s t i m m u n g s - . 
h a n d l u n g müssen stets mindes t ens vier Mitgl ieder 
des Wah lvo r s t andes a n w e s e n d sein, d a r u n t e r s te ts 
de r Wah lvo r s t ehe r oder sein Ver t r e t e r . Nöt igen­
falls ist der Wah lvo r s t and w ä h r e n d der A b s t i m ­
m u n g auf diese Zah l von Mitg l iedern zu e rgänzen . 
Ist de r Schr i f t führer v o r ü b e r g e h e n d abwesend , so 
ist ein ande re s Mitglied des W a h l v o r s t a n d e s mi t 
se iner V e r t r e t u n g zu b e t r a u e n . 

(4) Der W a h l v o r s t a n d entscheidet mi t S t i m m e n ­
mehrhe i t . Bei S t immengle ichhei t gibt de r W a h l v o r ­
s teher oder sein V e r t r e t e r den Ausschlag. Die B e ­
schlüsse sind endgül t ig , vorbeha l t l i ch der N a c h p r ü ­
fung im Wah lp rü fungsve r f ah ren . 

(5) Ü b e r die A b s t i m m u n g s h a n d l u n g h a t de r Schr i f t ­
führer e ine Niederschr i f t au fzunehmen . Sie ist von 
sämt l ichen Mitg l iedern des Wah lvo r s t andes zu u n t e r ­
zeichnen. Die vom W a h l v o r s t a n d e gefaßten B e ­
schlüsse sind d a r i n n iederzu legen ; sowei t sie nicht 
e ins t immig gefaßt w u r d e n , ist das S t i m m e n v e r h ä l t ­
nis anzugeben . 

7. Abstimmungsorte und Abstimmungsräume. 

§ 16 
(1) Bei der B e s t i m m u n g de r Wah lvo r s t ehe r b e ­

s t immt die nach Ar t . 28 des Gesetzes zus tänd ige 
Behö rde für j eden S t immbez i rk auch den A b s t i m ­
m u n g s o r t u n d den A b s t i m m u n g s r a u m , in d e m die 
A b s t i m m u n g v o r z u n e h m e n ist. 

(2) In S t immbez i rken , in denen die Wähle r l i s t en 
nach d e m Geschlechte g e t r e n n t angelegt sind, k a n n 
die nach Ar t . 28 des Gesetzes zus tänd ige Behö rde 
a n o r d n e n , d a ß die Wah l für M ä n n e r u n d F r a u e n 
in ve r sch iedenen R ä u m e n oder a n ve r sch iedenen 
Tischen desse lben R a u m e s v o r g e n o m m e n w i r d (§ 14 
Abs. 3). D a n n s ind h ie r fü r al le vorgeschr iebenen 
E in r i ch tungen (§§ 14, 15, 17, 18, 31, 32) gesonder t zu 
treffen. 

(3) Sowei t erforderl ich, s te l len die G eme i n d en 
R ä u m e in G e m e i n d e a n s t a l t e n u n d G e m e i n d e g e b ä u ­
den zur Verfügung. 

8. Wahlurnen. 

§ 17 
Z u r S a m m l u n g u n d V e r w a h r u n g der S t immze t t e l 

w ä h r e n d der S t i m m a b g a b e d ien t d ie W a h l u r n e . Sie 
m u ß rechteckig u n d mi t e inem Deckel v e r s e h e n 
sein. I h r e i nne re Höhe m u ß mindes t ens 90 c m u n d 
der A b s t a n d j ede r W a n d von de r gegenübe r l i egen ­
den W a n d mindes t ens 35 c m b e t r ag en . I m Deckel 
m u ß die W a h l u r n e e inen Spal t haben , d e r nicht 
we i t e r als 2 cm sein darf. I n K r a n k e n - u n d Pf lege­
a n s t a l t e n (§ 13) k ö n n e n k le ine re U r n e n v e r w e n d e t 
w e rd en . 

9. Abstimmungsschutzvorrichtungen. 

§ 18 

(1) In j edem A b s t i m m u n g s r a u m stel l t die G e ­
m e i n d e b e h ö r d e e inen oder m e h r e r e Tische mi t A b ­
s t immungsschu tzvor r i ch tungen auf, d ie so beschaf­
fen sein müssen , daß j ede r S t immberech t ig t e "unter 
i h r e m Schutze se inen S t immze t t e l unbeobach te t b e ­
h a n d e l n k a n n . Die Abs t immungsschu t zvo r r i ch tungen 
sollen gut be l ichte t sein und , soweit möglich, u n ­
mi t t e lba re s Licht vom F e n s t e r h e r e rha l t en . 
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(2) In den Abstimmungsschutzvorrichtungen sollen 
Bleistifte bereitliegen, die an Bindfaden oder sonst­
wie befestigt sind. 

(3) In der Abstimmungsschutzvorrichtung soll sieh, 
von den Fällen des § 34 abgesehen, stets nur ein 
Stimmberechtigter befinden. Dieser soll nur solange 
darin verweilen, als unbedingt erforderlich ist. 

10. Äußere Beschaffenheit und Beschaffung 
der Stimmzettel. 

§ 19 
(1) Die Stimmzettel für den Volksentscheid sollen 

von farbig (nach Möglichkeit rötlich) getöntem Papier 
ohne Kennzeichen sein. Sie enthalten die Frage? 
„Billigen Sie die von der Verfassunggebenden Lan­
desversammlung beschlossene Bayerische Verfas­
sung?" und die Worte „Ja" und „Nein". Sie sollen 
dem Muster Anlage 3 entsprechen und ungefähr das 
Format DIN A6 (10,5X14,8 cm) haben. 

(2) Die Stimmzettel für die Landtagswahl sollen 
von weißem oder weißlichem Papier ohne Kenn­
zeichen sein. Ihre Größe und ihr Inhalt wird für 
die einzelnen Stimmkreise vom Kreiswahlleiter be­
stimmt. Sie müssen die sämtlichen für den Stimm­
kreis aufgestellten Bewerber mit dem Kennwort und 
der Nummer des Kreiswahlvorschlags enthalten, 
dem die Bewerber angehören, und zwar in der 
nach Art. 53 Abs. 3 des Gesetzes festgelegten Reihen­
folge. 

(3) Der Regierungspräsident läßt die Stimmzettel 
amtlich herstellen und überweist sie den Gemeinden 
zur Weitergabe an die Wahlvorsteher. Einzelne Stücke 
der amtlichen Stimmzettel können zwecks Unter­
weisung der Stimmberechtigten vorher an ver­
trauenswürdig^ Personen abgegeben werden, jedoch 
nur, nachdem sie durch Aufdruck oder Aufschrift 
für die Stimmabgabe unbrauchbar gemacht wurden. 

11. Abstimmungsbekanntmachung. 

§ 20 
(1) Spätestens am achten Tage vor der Abstim­

mung gibt der Landrat, in Stadtkreisen der Ober­
bürgermeister, die Einteilung in Stimmbezirke, die 
Abstimmungsräume, die Namen der Wahlvorsteher 
und ihrer Vertreter, den Tag, die Stunde und die 
Dauer der Abstimmung im Amtsblatt und den auf 
die einzelnen Gemeinden bezüglichen Teil außer­
dem durch die Bürgermeister in ortsüblicher Weise 
bekannt. Ferner ist bekanntzugeben, daß die Stimm­
zettel amtlich hergestellt weiden und wie die Stimm­
berechtigten nach § 39 abzustimmen haben. 

(2) Je ein Stück dieser Bekanntmachung ist dem 
Kreiswahlleiter und dem Landeswahlleiter unmit­
telbar nach ihrem Erscheinen im Amtsblatte zu 
übersenden; ein weiteres Stück ist zu den Wahl­
verhandlungen zu nehmen.. 

I I . K r e i s w a h l v o r s c h l ä g e 

1. Einreichung der Kreiswahlvorschläge. 

§21 
(1) Die Wahlvorschläge sind für die Wahlkreise 

aufzustellen (Kreiswahlvorschläge) und spätestens 
am 28. Tage vor dem Abstimmungstag abends 8 Uhr 
bei dem Kreiswahlleiter einzureichen. Dieser hat 
den Zeitpunkt der Einreichung bei ihm auf den 
Kreiswahlvorschlägen zu vermerken. 
_ (2) Bis zu dem in Abs. 1 bestimmten Zeitpunkt 
ist jede beliebige Änderung an den Kreiswahlvor­
schlägen zulassig. Die Zurücknahme der Kreiswahl -
vorschlage ist bis zu deren Bekanntgabe (§27) zu­
lässig; sie erfordert die unterschriftliche Erklärung 
von mehr als der Hälfte der Unterzeichner des 
Kreiswahlvorschlags. 

2. Inhalt der Kreiswahlvorschläge. 

§ 22 > 
(1) Jeder Kreiswahl Vorschlag muß enthalten: 

1. das von der Landespartei bestimmte Kennwort 
durch Angabe der Parteizugehörigkeit der Bewer­
ber oder in sonstiger möglichst kurzer Weise. Nicht 
zu beanstanden sind im letzteren Falle allgemein 
gebräuchliche Wortzusammensetzungen, sowie bei 
gemeinsamen Kreiswahlvorschlägen mehrerer 
Parteien die Verwendung mehrerer Worte zur 
Kennzeichnung der an dem Kreiswahlvorschlag 
beteiligten Parteien. Die Partei oder die Parteien, 
die den Kreiswahlvorschlag eingereicht haben, 
müssen aus dem Kennwort klar zu ersehen sein; 
irreführende Bezeichnungen sind unzulässig; 

2. die Angabe der sämtlichen Bewerber nach Vor-
und Zunamen, Geburtstag, Stand oder Beruf, 
Wohnort oder Wohnung und des Stimmkreises 
oder der Stimmkreise, in denen jeder Bewerber 
aufgestellt wird. Kein Kreiswahlvorschlag braucht 
sich auf alle Stimmkreise des Wahlkreises zu er­
strecken. Der Kreiswahlvorschlag darf höchstens 
so viele Bewerber enthalten, als Stimmkreise im 
Wahlkreis vorhanden sind; für jeden Stimmkreis 
darf in einem Kreiswahlvorschlage nur ein Be­
werber benannt werden. Beizugeben ist die Er­
klärung der Bewerber, daß sie der Aufnahme 
ihrer Namen in den Kreiswahlvorschlag zustim­
men, sowie, daß sie in keinem weiteren Wahl­
kreis als Bewerber aufgestellt worden sind oder 
sich aufstellen lassen werden, und ferner die ge­
meindliche Bestätigung über die Wählbarkeit der 
Bewerber, über ihr Alter, die Dauer des Besitzes 

' der deutschen Staatsangehörigkeit und des 
dauernden Wohnsitzes in Bayern; 

3. mindestens 25 Unterschriften von Personen, die 
im Wahlkreis stimmberechtigt sind und den Wahl­
vorschlag einreichen, mit Angabe von Vor- und 
Zunamen, Stand oder Beruf, Wohnort oder Woh­
nung samt der gemeindlichen Bestätigung über 
ihren Eintrag in die Wählerliste. Die Unter­
schriften müssen gut leserlich sein. Sie müssen 
spätestens am 28. Tage vor der Wahl vorliegen. 
Die Zurückziehung oder der sonstige Wegfall 
einzelner Unterschriften ist wirkungslos. Jeder 
Stimmberechtigte kann nur einen Kreiswahlvor­
schlag unterzeichnen. Die Bewerber selbst dürfen 
weder die Wahlvorschltige hoch Vorschläge, die 
ihre Aufstellung zum Gegenstand haben, unter­
zeichnen. 

(2) Jeder Kreiswahlvorschlag soll weiter einen, 
wenn mc%lich am Wohnorte des Kreiswahlleiters 
wohnhaften Unterzeichner als Vertrauensmann der 
übrigen Unterzeichner bezeichnen. Fehlt diese An­
gabe oder ist der Vertrauensmann verhindert, so 
gelten die Unterzeichner der Reihenfolge nach als 
Vertrauensmänner. Soll ein Vertrauensmann später 
durch eine-andere Person ersetzt werden, so ist 
hierzu die unterschriftliche Erklärung von mehr als 
der Hälfte der Unterzeichner erforderlich. Der Ver­
trauensmann ist befugt, die zur Ergänzung oder Be­
richtigung des Kreiswahlvorschlages nötigen Ver­
fügungen des Kreiswahlleiters oder Kreiswahlaus­
schusses entgegenzunehmen und alle hierzu erfor­
derlichen Erklärungen abzugeben. 

3. Mängelbeseitigung. 

§ 23 
(1) Der Kreiswahlleiter prüft die bei ihm recht­

zeitig eingereichten Kreiswahlvorschläge und for­
dert die Vertrauensmänner zur Beseitigung der 
hierbei festgestellten Mängel auf. 

(2) Mängel der Kreiswahlvorschläge müssen spä­
testens am 10. Tage vor dem Wahltag abends acht 
Uhr behoben sein, senst ist der Kreiswahlvorschlag, 
soweit der Mangel besteht, ungültig. 
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(3) Bis zum gleichen Zeitpunkte sind Änderungen 
der Kreiswahlvorschläge zulässig, jedoch nur soweit, 
als sie durch die Zurücknahme der Zustimmungs­
erklärung oder den sonstigen Wegfall einzelner Be­
werber veranlaßt sind. Die Vermehrung der Zahl der 
Bewerber ist nicht mehr zulässig. 

(4) Meinungsverschiedenheiten der Beteiligten über 
die Berechtigung zur Führung eines Kennwortes sind 
im Benehmen mit den Vertrauensmännern der be­
teiligten Kreiswahlvorschläge nach Möglichkeit bis 
zur Beschlußfassung nach § 25 zu beseitigen. 

§ 24 
(1) Ein Bewerber, dessen Name auf mehreren Kreis­

wahlvorschlägen im gleichen Wahlkreis enthalten ist, 
muß auf Aufforderung hin dem Kreiswahlleiter er­
klären, für welchen Kreiswahlvorschlag er sich ent­
scheidet. Unterläßt er diese Erklärung, so wird sein 
Name auf sämtlichen Kreiswahlvorschlägen ge­
strichen. 

(2) Dasselbe gilt, wenn ein Stimmberechtigter 
mehrere Kreiswahlvorschläge unterzeichnet hat. 

(3) Bewerber, deren Erklärung nach §22 Abs. 1 
Nr. 2 fehlt, hat der Kreiswahlleiter zur Erklärung 
aufzufordern. Wird diese nicht rechtzeitig beige­
bracht, so ist der Kreiswahlvorschlag insoweit un­
gültig. 

4. Beschlußfassung über die Kreiswahlvorschläge. 
§25 

(1) Am neunten Tage vor dem Wahltag entschei­
det der Kreiswahlausschuß endgültig, unter Aus­
schluß jeder Beschwerde im Wahlvorbereitungsver­
fahren, über die Zulassung und die Gültigkeit der 
bei dem Kreiswahlleiter eingereichten Kreiswahl­
vorschläge; er entscheidet auch über nicht beseitigte 
Meinungsverschiedenheiten nach § 23 Abs. 4. Die 
Vertrauensmänner der Kreiswahlvorschläge, über 
die entschieden wird, können an der Beschlußfas­
sung teilnehmen. 

(2) Die Entscheidungen sind dem Vertrauensmann 
des Kreiswahlvorschlages, bei vollständiger oder 
teilweiser Zurückweisung des Kreiswahlvorschlages 
unter Angabe der Gründe, mündlich, oder wenn er 
nicht anwesend ist, schriftlich zu eröffnen. 

§26 
(1) Kreiswahlvorschläge, die verspätet eingereicht 

sind oder den allgemeinen Anforderungen nicht ge­
nügen, sind bei der Beschlußfassung nach § 25 zu­
rückzuweisen. 

(2) Wenn die Anforderungen nur hinsichtlich ein­
zelner Bewerber nicht erfüllt sind,, werden ihre^ 
Namen auf dem, Kreiswahlvorschlage gestrichen. Ist 
in einem Kreiswahlvorschlage für einen Stimmkreis 
mehr als ein Bewerber benannt worden, so werden 
die überschüssigen in der umgekehrten Reihenfolge 
ihrer Benennung gestrichen; ist eine Reihenfolge 
der Bewerber hierbei nicht erkennbar, so ist der 
Kreiswahlvorschlag hinsichtlich dieses Stirnmkreises 
ungültig. ~) 

5. Bekanntgabe der Kreiswahlvorschläge. 

§27 
(1) Unmittelbar nach der Beschlußfassung über-

die Kreiswahlvorschläge hat der Kreiswahlleiter die 
sämtlichen von seinem Kreiswahlausschuß als gül­
tig anerkannten Kreiswahlvorschläge in der von 
ihm beschlossenen Zusammensetzung und in der 
Reihenfolge und mit den Nummern, wie sie vom 
Landeswahlleiter gemäß Art." 53 Abs.\3 des Gesetzes 
festgesetzt sind, sowie mit den Angaben in § 22 
Abs. 1 Ziff. 1 und 2 bekanntzugeben und darauf 
hinzuweisen, welche Rechte die Wähler gegenüber 
den Kreiswahlvorschlägen haben. 
• (2) Die Kreiswahlleiter übersenden sofort nach 
Ablauf des Wahltags die bei ihnen eingereichten 

Kreiswahlvorschläge mit der Niederschrift über die 
Beschlußfassung des Kreiswahlausschusses nach § 25 
sowie mit den sonst angefallenen Verhandlungen 
dem Landeswahlleiter. 

III. Abs t immungshandlung 

1. Öffentlichkeit der Abstimmung. 

§28 
(1) Während der ganzen Abstimmungsdauer und 

während der Ermittlung und Feststellung des Ab­
stimmungsergebnisses ist dem Stimmberechtigten 
die Anwesenheit im Abstimmungsraume gestattet, 
soweit sie ohne Störung der Abstimmung möglich 
ist. Aufgabe des Wahlvorstehers ist die Aufrecht­
erhaltung der Ruhe und Ordnung im Abstimmungs­
raum und den unmittelbar damit zusammenhängen­
den Räumlichkeiten. Der Wahlvorstand ist berech­
tigt, Personen, welche die Ruhe und die ordnungs­
mäßige Abwicklung der Abstimmung stören, aus 
dem Abstimmungsraume zu verweisen. Sie dürfen 
zuvor ihre Stimme abgeben. Wenn in einem Ab* 
stimmungsraum mehrere Wahlvorstände tätig sind 
(§ 14 Abs. 3), entscheidet das Lebensalter des Wahl­
vorstehers über diese Zuständigkeit. 

(2) Im Abstimmungsraume dürfen keine Anspra­
chen • gehalten und — vom Wahlvorstand abgesehen 
— keine Beratungen gepflogen oder Beschlüsse ge­
faßt werden. 

(3) Beim Schlüsse der Abstimmung ist der Ab­
stimmungsraum vorübergehend so lange zu sperren, 
bis die im Abstimmungsraum anwesenden Personen 
ihre Stimme abgegeben haben. Andere Personen 
dürfen dann nicht mehr abstimmen. Nach Schluß 
dieser Stimmabgabe ist die Absperrung des Ab­
stimmungsraumes sofort wieder aufzuheben. 

2. Eröffnung der Abstimmung. 

§2? 
Vor dem Beginne der Abstimmung hat der Wahl­

vorsteher die Wählerliste oder Wahlkartei nach dem 
Verzeichnisse der etwa nachträglich noch ausgestell­
ten Wahlscheine in der in § 10 Abs. 2 vorgeschriebe­
nen Weise zu berichtigen. 

§30 
Die Abstimmungshandlung wird damit eröffnet, 

daß der Wahlvorsteher den Wahlvorstand durch die 
in Aussicht genommenen Stimmberechtigten (§§ 14, 
15) bildet und durch Handschlag verpflichtet. Feh­
lende Personen werden durch anwesende Stimm­
berechtigte ersetzt. 

§31 
(1) Der Tisch, an dem der Wahlvorstand Platz 

nimmt, muß von allen Seiten zugänglich sein. 
(2) An diesem Tisch muß sich die Wahlurne be­

finden (§ 17). Vor Beginn der Abstimmungshand­
lung hat sich der Wahlvorstand davon zu überzeu­
gen, daß die Urne leer ist. Von da an bis zur Ent­
nahme der Stimmzettel nach Schluß der Abstim­
mung darf die Urne nicht mehr geöffnet werden. 

§ 32 
(1) Die amtlichen Stimmzettel sind in ausreichen­

der Anzahl im Abstimmungsraume bereitzuhalten. 
'(2) In jedem Abstimmungsraum ist ein Abdruck 

der von der Verfassunggebenden Landesversamm-
lung beschlossenen Bayerischen Verfassung, des Ge­
setzes betreffend den Volksentscheid über die Baye­
rische Verfassung und die Wahl des Bayerischen 
Landtags vom 3. Oktober 1946 und dieser Landes­
wahlordnung aufzulegen, ebenso ein Abdruck der 
Bekanntmachung des Landrats oder Oberbürger­
meisters nach §20 und des Kreiswahlleiters über 
die zugelassenen gültigen Kreiswahlvorschläge. 
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(3) Die dem Volksentscheid un te r s t e l l t e F r a g e ist 
an mindes tens zwei auffa l lenden Stel len vor u n d im 
A b s t i m m u n g s r a u m in möglichst g roße r Schrift gu t 
leserlich anzuschlagen. 

3. Stimmabgabe. 

§ 33 
(1) Der Wah lvo r s t ehe r lei tet die S t i m m a b g a b e u n d 

l äß t be i b e s o n d e r e m A n d r ä n g e den Z u t r i t t zu d e m 
A b s t i m m u n g s r a u m regeln . 

(2) Sowei t sonst A n o r d n u n g e n ode r Entsche idungen 
hinsichtlich der S t i m m a b g a b e zu t reffen sind, trifft 
sie de r Wah lvo r s t and . 

§ 34 
Die A b s t i m m u n g w i r d persönl ich durch nicht 

un te r schr i ebene S t immze t t e l ausgeübt , welche die 
S t immberech t ig t en d e m Wahlvor s t ehe r e igenhändig 
oder, w e n n sie durch ein körper l iches Gebrechen 
h i e r an geh inder t sind, u n t e r Beihilfe e iner von den 
S t immberech t ig t en selbst zu be s t immenden V e r t r a u ­
ensperson überre ichen. S te l lve r t r e tung ist u n z u ­
lässig. 

§ 35 
(1) Wenn der S t immberech t ig t e den A b s t i m ­

m u n g s r a u m bet r i t t , e r h ä l t e r von e ine r durch die 
G e m e i n d e b e h ö r d e zu bes te l lenden Pe r son je e inen 
amt l ichen S t immze t t e l für den Volksentscheid u n d 
die L a n d t a g s w a h l . H i e r m i t begib t e r sich in d ie A b ­
s t immungsschu tzvor r i ch tung (§ 18) u n d kennze ichnet 
h i e r seine A b s t i m m u n g auf den S t immzet te ln . E r 
dar f h ier n u r so lange verwei len , als für ihn u n b e ­
dingt er forder l ich ist. 

(2) Der S t immberech t ig te h a t seine S t immzet te l 
zweimal zusammenzufa l t en , so daß de ren I n h a l t v e r ­
deckt ist. . 

(3) D a n a c h t r i t t e r an den Tisch des Wah lvo r ­
s tandes , n e n n t se inen N a m e n und auf Auf forderung 
seine Wohnung . Auf E r fo rde rn ha t e r sich ü b e r seine 
Pe r son auszuweisen . Nachdem der S t immberech t ig te 
seine S t immzet te l gemäß Abs. 1 in E m p f a n g genom­
m e n ha t , darf e r von n i e m a n d nach seinen P e r s o ­
na l ien gefragt w e r d e n , bis e r an den Tisch des 
W a h l v o r s t a n d s ge t r e t en ist. Der Schri f t führer oder 
sein V e r t r e t e r h a t den N a m e n in de r Wähler l i s te 
oder W a h l k a r t e i aufzusuchen. Ers t d a n n n i m m t der 
Wah lvo r s t ehe r oder sein V e r t r e t e r die S t immze t t e l 
entgegen, prüf t die äußer l iche Vorschr i f t smäßigkei t 
der S t immzet te l ohne sie zu öffnen u n d legt sie 
dann , nachdem in de r Wähler l i s te oder W a h l k a r t e i 
der A b s t i m m v e r m e r k gemacht ist (§37), in die W a h l ­
u r n e . 

(4) Nicht amtl ich herges te l l te , nicht vorschr i f t s ­
mäß ige oder mi t e i n e m ä u ß e r e n M e r k m a l ve r sehene 
S t immzet te l sowie S t immzet te l , denen e in von außen 
deutl ich füh lba re r Gegens t and beigefügt ist, s ind zu ­
rückzuweisen . 

(5) Als äußer l iches M e r k m a l ist e in Zeichen a n z u ­
sehen, das die äußer l iche rege lmäßige Beschaffenhei t 
des S t immzet te l s i rgendwie v e r ä n d e r t u n d geeignet 
ist, für j emand , der sich dieses Zeichen in V e r b i n ­
d u n g mit der Pe r son des A b s t i m m e n d e n merk t , 
dessen A b s t i m m u n g bei der spä t e r en E r g e b n i s e r m i t t ­
lung ersichtlich zu machen. 

(6) G laub t de r Wah lvor s t ehe r , das S t immrech t 
e ine r in der Wähler l i s te e inge t r agenen Person oder 
e inen S t immzet te l auf G r u n d der v o r g e n o m m e n e n 
äußer l ichen P rü fung b e a n s t a n d e n zu müssen , oder 
w e r d e n aus der Mit te des W a h l v o r s t a n d e s h i e rwegen 
B e d e n k e n e rhoben , so ha t d e r W a h l v o r s t a n d h i e r ­
ü b e r Beschluß zu fassen. Der Beschluß ist in der 
Niederschrif t vo rzumerken . 

§ 36 
, - I n h a b e r von Wahlscheinen n e n n e n ih ren N a m e n 

u n d übe rgeben den Wahlschein dem Wahlvors teher , 
d e r i h n nach P rü fung a n den Schri f t führer w e i t e r ­

reicht. Die Wahlsche in inhaber h a b e n sich auf E r fo r ­
de rn übe r ih re Pe r son auszuweisen . En t s t ehen Z w e i ­
fel ü b e r die Echthe i t oder den r ech tmäß igen Besi tz 
des Wahlscheines oder das S t immrech t des I n h a b e r s 
eines Wahlscheines , so ha t de r W a h l v o r s t a n d diese 
Zweifel nach Möglichkeit aufzuklä ren u n d über die 
Zu lassung oder Zurückweisung der Pe r son Beschluß 
zu fassen. Der Vorgang ist in de r Niederschrif t k u r z 
zu schildern. Wenn die Zu las sung des S t immberech ­
t ig ten nicht du rch Beschluß des Wah lvor s t andes b e ­
a n s t a n d e t wird , sind seine S t immzet te l von dem 
W a h l v o r s t e h e r oder se inem V e r t r e t e r en tgegenzu ­
n e h m e n und in die W a h l u r n e zu legen. 

§ 37 
Der Schr i f t führer oder sein V e r t r e t e r v e r m e r k t 

die S t i m m a b g a b e des S t immberech t ig ten neben de s ­
sen N a m e n in de r Wähler l i s te in de r für die b e ­
t ref fende A b s t i m m u n g vorgesehenen Spal te u n d 
sammel t die Wahlscheine. 

§ 38 
Personen , die nicht in der Wähler l i s te e inge t ragen 

sind, auch ke inen Wahlschein aufzuweisen haben , 
dür fen auch nicht auf G r u n d eines Beschlusses des 
W a h l v o r s t a n d e s zur S t i m m a b g a b e zugelassen w e rd en . 

4. Inhalt der Stimmzettel. 

§ 39 
(1) Bei der Volksentsche idung gibt der A b s t i m ­

m e n d e durch ein K r e u z oder auf a n d e r e Weise d e u t ­
lich zu e r k e n n e n , ob e r die gestel l te F r a g e mit „ J a " 
oder „Nein" b e a n t w o r t e n will . 

(2) Bei der L a n d t a g s w a h l macht der A b s t i m m e n d e 
durch ein •auf den amtl ichen S t immzet te l gesetztes 
K r e u z oder auf a n d e r e Weise deut l ich kennt l ich , 
welchem der für den S t immkre i s in e inem amtl ich 
zugelassenen Kre i swah lvorsch lag aufgeste l l ten B e ­
w e r b e r e r seine S t i m m e geben will . Die A b s t i m ­
m u n g für a n d e r e B e w e r b e r ist ungül t ig . 

5. Schluß der Abstimmung. 

§ 40 
Sobald die Abs t immungsze i t abgelaufen ist, gibt 

de r W a h l v o r s t e h e r den Schluß de r S t i m m a b g a b e b e ­
kann t . Von da an dür fen n u r noch die S t i m m b e ­
recht ig ten zur A b s t i m m u n g zugelassen werden , d ie 
sich in d iesem Ze i tpunk te schon im A b s t i m m u n g s -
r a u m e befunden haben . A n d e r e S t immberech t ig te 
dür fen von da an nicht m e h r zur S t i m m a b g a b e zu ­
gelassen werden . Der A b s t i m m u n g s r a u m ist so l a n g e 
abzusper ren , bis die A n w e s e n d e n ih re S t i m m e a b ­
gegeben haben . Hierauf ist sofort die Öffentlichkeit 
w i e d e r herzus te l len . 

6. Besonderheiten für die Abst immung in Krankcn-
und Pflegeanstalten. 

§ 41 
Sind ,für K r a n k e n - u n d Pf legeansta l ten se lbs tän­

dige S t immbez i rke gebi ldet w o r d e n (§ 13), so w i r d 
die A b s t i m m u n g h ie r nach folgenden B e s t i m m u n ­
gen vo rbe re i t e t u n d durchgeführ t : 
1. Die G e m e i n d e b e h ö r d e des Sitzes der Ans t a l t en e r ­

sucht die Ans ta l t s l e i tungen u m ein Verzeichnis der 
aus de r Gemeinde in der Ans ta l t un t e rgeb rach t en 
S t immberech t ig ten , die für die S t i m m a b g a b e in 
der A n s t a l t in Be t rach t k o m m e n , stell t W a h l ­
scheine für sie aus u n d übe r sende t sie de r A n ­
s ta l t s le i tung zur Zus te l lung a n die S t i m m b e r e c h ­
t ig ten. Auswär t i ge in den Ans ta l t en u n t e r g e ­
b rach t e S t immberech t ig te h a b e n sich die e r f o r d e r ­
lichen Wahlscheine selbst zu beschaffen. 

2. Der für solche S t immbez i rke aufgeste l l te W a h l v o r ­
s t eher t r ä g t für den Z u s a m m e n t r i t t e ines WahlVor-
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Standes in der Anstalt rechtzeitig Sorge. Es ist 
zulässig, daß in den verschiedenen zu einem sol­
chen Stimmbezirke gehörigen Anstalten verschie­
dene Personen als Mitglieder des Wahlvorstandes 
bestellt werden. Die Gemeinde stellt die für die 
Stimmabgabe erforderlichen Gegenstände zur 
Verfügung. 

3 . Die Anstaltsleitung bestimmt einen Abstimmungs­
raum, wohin die stimmberechtigten Anstalts­
insassen auf ihren Wunsch, wenn erforderlich in 
ihren Betten, unbedenklich gebracht werden kön­
nen. Der Raum muß so gelegen sein, daß eine 
Abstimmungsschutzvorrichtung geschaffen wer­
den kann. Es ist zulässig, für die Stimmabgabe in 
verschiedenen Gebäuden einer Anstalt oder in 
verschiedenen Stockwerken eines Gebäudes ver­
schiedene Räume und verschiedene Zeiten zu be­
stimmen. Der Wahlvorsteher bestimmt im Beneh­
men mit der Anstaltsleitung die Abstimmungs­
zeiten. Sie- sind so zu bemessen, daß sämtliche für 
den einzelnen Abstimmungsraum in Betracht 
kommenden Stimmberechtigten ihre Stimme ab­
geben können. Der Wahlvorstand kann auf 
Wunsch der Kranken zur Entgegennahme der 
Stimmzettel auch an die Krankenbetten gehen, 
wenn ärztliche Bedenken nicht entgegenstehen. 

4. Die Bildung solcher Stimmbezirke, die Namen der 
Wahlvorsteher und ihrer Vertreter, ferner Zeit 
und Ort der Stimmabgabe sind den Stimmberech­
tigten in den beteiligten Anstalten spätestens am 
Tage vor der Abstimmung bekanntzugeben. 

5. Das Ergebnis wird in dem Abstimmungsraum er­
mittelt, in dem die letzten Stimmen aus dem 
Stimmbezirk abgegeben worden sind. 

6. Es ist dafür zu sorgen, daß die Öffentlichkeit bei 
der Stimmabgabe und bei der Ermittlung des Er­
gebnisses durch die Anwesenheit anderer Stimm­
berechtigter tunlichst gewährleistet wird. 

7. Die Anstaltsleitungen sind für die Absonderung 
von Kranken verantwortlich, die mit anstecken­
den Krankheiten behaftet sind. 

8. Im übrigen gelten die allgemeinen Vorschriften 
auch für solche Abstimmungen. 

IV. Ermittlung und Feststellung der Ab­
stimmungsergebnisse 

1. Ermittlung der Abstimmungsergebnisse durch die 
Wahlvorstände in den Stimmbezirken. 

a) E r m i t t l u n g d e r A b s t i m m u n g s ­
e r g e b n i s s e . 

§ 42 
(1) Die Ermittlung der Abstimmungsergebnisse 

durch die Zählung der Stimmen erfolgt öffentlich. 
Sämtliche Handlungen sind durch den Wahlvorstand 
im ganzen ohne Unterteilung in verschiedene Ab­
teilungen vorzunehmen; insbesondere ist es unzu­
lässig, die Stimmzettel auf die einzelnen Mitglieder 
des Wahlvorstandes oder auf Gruppen von solchen 
zur Zählung zu verteilen. 

(2) Nach Schluß der Abstimmung sind zunächst 
alle nicht benutzten Stimmzettel von den Tischen, 
an denen das Ergebnis ermittelt werden soll, zu ent­
fernen. Hierauf werden die Stimmzettel der Wahl­
urne entnommen und im ganzen uneröffnet gezählt. 
Dabei sind die für die verschiedenen Abstimmungen 
(Volksentscheid und Landtagswahl) geltenden Stimm­
zettel nach ihren äußeren Merkmalen (Farbe) un­
eröffnet auszuscheiden. Die Feststellung der Zahl 
der Stimmzettel ist dann für die verschiedenen Ab­
stimmungen gesondert vorzunehmen. 

(3) Zuerst wird die Zahl der Abstimmvermerke 
in der Wählerliste für jede einzelne Abstimmung 
festgestellt, ebenso die Gesamtzahl der Personen, 
die auf Wahlscheine abgestimmt haben. Die 

Zahlen der Stimmzettel einerseits und der Abstimm­
vermerke und der auf Wahlscheine erfolgten Ab­
stimmungen anderseits werden miteinander vergli­
chen. Eine auch bei wiederholter Zählung sich er­
gebende Abweichung der beiden Zahlen, ist in der 
Niederschrift vorzumerken und möglichst aufzu­
klären. 

(4) Die Ermittlung der Ergebnisse soll, wenn irgend 
möglich, im Anschluß an die Stimmabgabe und ohne 
Unterbrechung durchgeführt werden. Ist eine Unter­
brechung notwendig, so sind die Verhandlungen samt 
den Stimmzetteln in Gegenwart des Wahlvorstandes 
sorgfältig zu verpacken und versiegelt bis zur Wie­
deraufnahme der Arbeiten unter sicherem Verschluß 
zu verwahren. 

§ 43 
(1) Ein Beisitzer öffnet einzeln die Stimmzettel 

und übergibt sie dem Wahlvorsteher oder seinem 
Vertreter. Dieser verliest hierauf die Stimmzettel, 
indem er beim Volksentscheid bekannt gibt, ob sie 
auf „Ja" oder „Nein" lauten, bei der Landtagswahl, 
für welchen Kreiswahlvorschlag und für welchen 
Bewerber die Stimme abgegeben worden ist. Sodann 
übergibt er sie einem weiteren Beisitzer zur Ver­
wahrung. 

(2) Der Schriftführer verzeichnet den Inhalt jedes 
einzelnen verlesenen gültigen Stimmzettels sofort bei 
der Verlesung in der Zählliste, ebenso ein Beisitzei 
in der Gegenliste. Beim Volksentscheid ist dabei er­
sichtlich zu machen, ob die Stimme auf „Ja" oder 
„Nein" lautet, bei der Landtagswahl, für welchen 
Kreiswahlvorschlag und für welchen Bewerber die 
Stimme abgegeben worden ist. Die beiden Listen 
sind vom Listenführer mit dem Wahlvorsteher zu 
unterzeichnen. 

§44 
(1) Über die Gültigkeit der Stimmzettel und über 

alle bei der Ermittlung des Ergebnisses sich er­
gebenden Anstände beschließt der Wahlvorstand. Die 
gefaßten Beschlüsse sind in der Niederschrift vor­
zumerken, soweit sie nicht einstimmig gefaßt wer­
den, unter Angabe des Stimmenverhältnisses. 

(2) Die Gründe, aus denen ein Stimmzettel für 
ungültig oder in zweifelhaften Fällen für gültig er­
klärt wurde, sind in der Niederschrift kurz anzu­
geben. Stimmzettel, über deren Ungültigkeit oder 
Gültigkeit der Wahlvorstand Beschluß gefaßt hat, 
sind mit fortlaufenden Ziffern zu versehen und den 
Abstimmungsverhandlungen als Beilagen beizufügen. 

§ 45 
Hierauf hat der Wahlvorstand für den Volksent­

scheid die Zahl der mit „Ja" und „Nein" und die 
Zahl der im Stimmbezirk insgesamt abgegebenen 
gültigen Stimmen festzustellen. Für die Landtags­
wahl hat er die Zahl der für jeden der :m Stimm-

.kreis aufgestellten Bewerber und damit der für jeden 
Kreiswahlvorschlag abgegebenen gültigen Stimmen 
sowie die Zahl der im Stimmbezirk insgesamt ab­
gegebenen gültigen Stimmen festzustellen. Der Wahl­
vorsteher hat die Niederschrift über die Abstim­
mungen abzuschließen und von allen beteiligten 
Mitgliedern des Wahlvorstandes, d ie Zähl- und 
Gegenliste von den Listenführern unterzeichnen zu 
lassen und selbst zu unterzeichnen. Die als ungültig 

• oder beschlußmäßig als gültig erklärten Stimmzettel 
sind der Abstimmungsniederschrift beizulegen. Die 
übrigen gültigen Stimmzettel sind in Papier zu ver­
siegeln. 

b) V o r l ä u f i g e M i t t e i l u n g d e r 
A b s t i m m u n g s e r g e b n i s s e . 

§ 46 
(1) Der Wahlvorsteher hat die Abstimmungsergeb­

nisse unmittelbar nach Abschluß der Ermittlung auf 
schnellstem Wege der Gemeindebehörde mitzuteilen 
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(2) Die Gemeindebehörde sammelt die Abstim­
mungsergebnisse ihrer Stimmbezirke, ermittelt das 
Gesamtergebnis für den Gemeindebezirk und teilt 
unmittelbar nach Abschluß dieser Feststellung, wenn 
die Gemeinde einem Landrat untersteht, diesem die 
Zahl der abgegebenen gültigen Stimmen auf schnell­
stem Wege (durch Fernsprecher, Telegramm oder 
Eilboten) mit, und zwar für den Volksentscheid aus­
geschieden nach „Ja"- und „Nein"-Stimmen, für die 
Landtagswahl ausgeschieden nach den einzelnen 
Kreiswahlvorschlägen. Die Kreiswahlvorschläge sind 
durch das Kennwort zu bezeichnen. Soweit Eilboten 
erforderlich sind, sind sie von der Gemeindebehörde 
zur Verfügung zu stellen. Telegramme sind mög­
lichst kurz zu halten. 

(3) Die Larfdräte haben die Abstimmungsergeb­
nisse der Gemeinden" ihres Amtsbezirkes zu sammeln, 
zusammenzustellen und sofort nach Ermittlung des 
Gesamtergebnisses für den Amtsbezirk dem Landes­
wahlleiter fernmündlich oder telegraphisch mitzutei­
len, und zwar für den Volksentscheid die Zahl der 
insgesamt und der auf „Ja" und „Nein" lautenden 
gültigen Stimmen, für die Landtagswahl die Zahl 
der insgesamt und für die einzelnen Kreiswahlvor­
schläge abgegebenen gültigen Stimmen. 

(4) Die Stadtkreise teilen die Abtimmungsergeb-
nisse für den Gemeindebezirk unmittelbar dem Lan­
deswahlleiter nach Maßgabe des Abs. 3 mit. 

c) Ü b e r m i t t l u n g d e r A b s t i m m u n g s ­
v e r h a n d l u n g e n . 

§ 47 
(1) Der Wahlvorsteher hat gleichzeitig mit der 

Übermittlung der Abstimmungsergebnisse (§ 46 
Abs. 1) oder unmittelbar nachher die Abstimmungs­
verhandlungen (Wählerliste, Wahlscheine, Nieder­
schrift, Zähl- und Gegenliste, Stimmz^tel) an die 
Gemeindebehörde abzuliefern. 

(2) Die Gemeindebehörde hat die Verhandlungen 
zu prüfen, erforderlichenfalls vervollständigen zu 
lassen und sodann, wenn sie einem Landrat unter­
steht, umgehend diesem (mit Ausnahme der Wäh­
lerliste und der Wahlscheine, sowie der nicht be­
schlußmäßig behandelten gültigen Stimmzettel, § 45 
Schlußsatz) durch die Post oder durch besondere zu­
verlässige Boten zu übersenden. Die Wählerliste, die 
Wahlscheine und die nicht beschlußmäßig behandel­
ten gültigen Stimmzettel sind in der Gemeinderegi-
stratur unter Verschluß zu verwahren, bis der Lan­
deswahlausschuß die Rechtswirksamkeit des Volks­
entscheids und der Landtag die Gültigkeit der Land­
tagswahl festgestellt hat; an der benützten Wähler­
liste darf bis dahin keine Änderung vorgenommen 
werden. 

(3) Die Landräte haben die ihnen zugegangenen 
Abstimmungsverhandlungen umgehend zu prüfen, 
etwaige Unstimmigkeiten »und Unvollständigkeiten 
schleunigst aufzuklären und zu beseitigen und so­
dann die ganzen Verhandlungen nach Stimmbezir­
ken geordnet, mit einer Zusammenstellung des Er­
gebnisses für den Amtsbezirk sowie unter Mitteilung 
etwaiger Bedenken, die Sich bei Prüfung der Ab­
stimmungsverhandlungen ergeben haben, und die 
nicht behoben werden konnten, dem Landeswahl­
leiter zu übersenden. Für möglichste Beschleunigung 
ist Sorge zu tragen. Der Landeswahlleiter kann die 
Einsendung durch Sammelkuriere veranlassen. 

(4) Für die Stadtkreise gilt Abs. 2 und 3 ent­
sprechend. 

2. Feststellung der Abstimmungsergebnisse durch 
den Landeswahlausschuß. 

a) V o r l ä u f i g e - - - F e s t s t e l l u n g d e r 
A b s t i m m u n g s e r g e b n i s s e . 

§ 48 
Der Landeswahlleiter stellt alsbald nach Eingang 

der vorläufigen Mitteilungen über die Abstimmungs-

t- 1 ergebnisse nach § 46 Abs. 3 und 4 die Abstimmungs-
is ergebnisse vorläufig fest. 
It 

" b) E n d g ü l t i g e F e s t s t e l l u n g d e s A b ­
s t i m m u n g s e r g e b n i s s e s b e i m V o l k s -

x e n t s c h e i d . . 

§ 49 
e 
n (1) Der Landeswahlleiter hat zunächst die Ver-
£ handlungen der einzelnen Stimmbezirke auf ihre 
n äußerliche Ordnungsmäßigkeit zu prüfen und die Er-
e gebnisse nach „Ja"- und „Nein"-Stimmen zusam­

menzustellen. Der Landeswahlausschuß stellt sodann 
das Ergebnis und die Rechtswirksamkeit des Volks­
entscheids fest, verkündet sie und gibt sie öffentlich 
bekannt. 

s (2) Offenkundige^Rechenfehler sind zu berichtigen, 
sonstige Bedenken "dagegen nur in der Niederschrift 
zu vermerken. Zu sachlichen Änderungen der Ent-

r Scheidungen der Wahlvorstände ist der Landeswahl-
1 ausschuß nicht befugt. 
1 

c) E n d g ü l t i g e F e s t s t e l l u n g d e s E r g e b ­
n i s s e s d e r L a n d t a g s w a h l . 

§ 50 
(1) Der Landeswahlleiter prüft die Verhandlungen 

der einzelnen Stimmbezirke auf ihre äußerliche Ord­
nungsmäßigkeit und stellt das Ergebnis nach Wahl­
kreisen zusammen. 

(2) Der Landeswahlleiter hat den Landeswahlaus-
[ schuß möglichst bald zur endgültigen Feststellung 
3 des Wahlergebnisses in öffentlicher Sitzung einzube­

rufen und hierzu die Vertrauensmänner sämtlicher 
Gesamtwahlvorschläge zu laden. 

i (3) Das Stimmrecht des Vertrauensmannes eines 
Gesamtwahlvorschlages im Landeswahlausschuß er-

i lischt, sobald feststeht, daß seine Wahlvorschläge 
, nicht mindestens einen Sitz erhalten. Sobald der 

Landeswahlausschuß die Feststellung nach § 52 
Abs. 1 Ziff. 1 getroffen hat, stellt er fest, bei wel­
chen Vertrauensmännern hiernach das Stimmrecht 

; erloschen ist, indem er für jeden Gesamtwahlvor­
schlag prüft, ob auf ihn mindestens in einem Wahl-

> kreis 10 Prozent der abgegebenen Stimmen entfallen. 
In gleicher Weise hat der Landeswahlausschuß, so­
bald er die Feststellungen nach § 52 Abs. 2 Ziff. 5 
getroffen hat, das Erlöschen des Stimmrechts des 
Vertrauensmannes eines am Restsitzeverteilungsver-
fahren beteiligten Gesamtwahlvorschlags festzustel­
len, dessen Kreiswahlvorschläge bei der Sitzevertei-

! lung in den Wahlkreisen nach § 52 Abs. 1 keinen 
Sitz erhalten haben und auf den auch im Restsitze-
verteilungsverfahren nach § 25 Abs. 2 kein Sitz ent-

; fällt. 

; § 51 
(1) Der Landeswahlausschuß stellt zunächst auf 

Grund der Prüfung der Wahlverhandlungen durch 
den Landeswahlleiter (§ 50 Abs. 1) die Wahlergeb­
nisse nach Wahlkreisen "fest. 

(2) Hierbei sind Rechenfehler richtigzustellen, 
sonst sich ergebende Bedenken dagegen nur in der 
Niederschrift zu vermerken. Zur sachlichen Ände­
rung der Entscheidungen der Wahlvorstände ist der 

• Landeswahlausschuß nicht befugt. 

§ 52 

(1) Sodann stellt der Landeswahlausschuß für 
jeden Wahlkreis fest, 
1. wie viele gültige Stimmen jeder einzelne Bewerber 

und jeder einzelne Kreiswahlvorschlag erhalten 
hat und wie viele gültige Stimmen insgesamt in 

- jedem Wahlkreis abgegeben worden sind, 
2. auf wie viele Stimmen hiernach ein Sitz in jedem 

Wahlkreis entfällt (Verteilungszahl), 
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'3. welche Kreiswahlvorschläge mindestens in einem 
Wahlkreis 10 Prozent der abgegebenen Stimmen 
erhalten haben und somit überhaupt an der Sitze­
verteilung beteiligt sind, 

• 4. wie viele Sitze jeder beteiligte Kreiswahlvorschlag 
erhält, 

5. welche Bewerber die. den einzelnen Kreiswahl­
vorschlägen zustehenden Sitze zu erhalten haben, 

6. welche Stimmreste bei den einzelnen Kreiswahl­
vorschlägen und wie viele Restsitze im Wahlkreise 
verbleiben. 
(2) Sodann verteilt der Landeswahlausschuß die 

Ilestsitze, in dem er feststellt, 
1. wie viele Restsitze insgesamt noch zu verteilen 

sind, 
2. welche Gesamtwahlvorschläge und selbständigen 

Kreiswahlvorschläge' für die Restsitzeverteilung 
in Betracht kommen, 

3. bis zu wieviel Restsitzen jeder der beteiligten 
Gesamtwahlvorschläge und . selbständigen Kreis­
wahlvorschläge erhalten kann, 

4. welche Reststimmenzahl jeder beteiligte Gesamt­
wahlvorschlag oder selbständige Kreiswahlvor­
schlag insgesamt aufzuweisen hat, 

5. wie viele Restsitze jeder der beteiligten Gesamt­
wahlvorschläge und selbständigen Kreiswahlvor­
schläge erhält, 

6. welche Kreiswahlvorschläge innerhalb der Ge­
samtwahlvorschläge die Restsitze erhalten, 

7. welchen Bewerbern die einzelnen Restsitze zu­
fallen. • 

(3) Sodann stellt der Landeswahlausschuß fest, 
in welcher Reihenfolge die nicht gewählten Bewer­
ber als Ersatzleute für die Gewählten zu gelten 
haben.— 

(4) Schließlich hat der Landeswahlleiter das fest­
gestellte Wahlergebnis in der Sitzung des Landes-
vvahlausschusses zu verkü-iden. 

§ 53 
(1) Der Landeswahlleiter hat die Gewählten von 

ihrer Wahl gegen Nachweis zu verständigen mit 
der Aufforderung, sich über die Annahme der Wahl 
binnen acht Tagen bei ihm zu erklären und mit dem 
Hinweis darauf, daß die Wahl als abgelehnt gilt, 
wenn die Anaahme nicht binnen acht Tagen nach 
dem Empfang der Verständigung hiervon ihm 
gegenüber erklärt wird, oder wenn der Annahme 
ein Vorbehalt oder eine Verwahrung beigefügt 
wird. 

(2) Sobald die Namen aller Abgeordneten fest­
stehen, hat der Landeswahlleiter die sämtlichen 
Namen, ferner die Namen der Ersatzmänner in 
ihrer Reihenfolge öffentlich bekanntzugeben. 

(3) Weiter verständigt der Landeswahlleiter die 
drei ältesten Abgeordneten von dieser ihrer 
Eigenschaft. 

(4) Schließlich übersendet der Landeswahlleiter 
die Verhandlungen samt den Unterlagen dem 
Landtag. 

§ 54 
Die Feststellung des Ersatzmannes im Falle der 

Erledigung eines Abgeordnetensitzes obliegt dem 
Landeswahlleiter. Muß dabei von der vom Landes­
wahlausschuß festgestellten Reihenfolge der Er­
satzmänner abgewichen werden, so entscheidet — 
abgesehen vom Falle des Todes eines Ersatzmannes 
— der Landeswahlausschuß. 

V. öffent l iche Bekanntmachungen' 

§ 55 

(1) Die im Gesetz betreffend den Volksentscheid 
über die Bayerische Verfassung und die Wahl des 
Bayerischen Landtags vom 3. Oktober 1946 und in 
dieser Wahlordnung vorgesehenen öffentlichen Be­
kanntmachungen des Staatsministeriums des Innern, 
des Landeswahlleiters und der Kreiswahlleiter er­
folgen durch die Presse, im Rundfunk und auf 
ortsübliche Weise. 

(2) Soweit für ortsübliche Bekanntmachungen der 
Gemeinden bisher Ausschreibung in den Tageszei­
tungen üblich war, genügt die Veröffentlichung 
durch Plakatanschlag. Im übrigen hat sich die Art 
der Bekanntmachung nach der in der Gemeinde 
ortsüblichen Weise zu richten. Der Anschlag in 
Gast- oder Wirtshäusern allein genügt nicht. 

VI Nachabstimmungen; Wiederholungs­
abstimmungen 

§ 56 
(1) Nachabs/timmungen und Wiederholungsab­

stimmungen finden nach denselben Vorschriften 
statt wie die Hauptabstimmung. Die alten Wähler­
listen sind nach dem Stande der Stimmberechtig­
ten vom Tage der Hauptabstimmung zugrunde zu 
legen. Die Stimmbezirke dürfen nicht geändert 
werden. 

(2) Bei Nachabstimmungen und Wiederholungs­
abstimmungen werden Stimmberechtigte, die für die 
Hauptabstimmung einen Wahlschein erhalten haben, 
zur Stimmabgabe nur dann zugelassen, wenn 
sie nachweisen, daß sie den Wahlschein in einem 
Stimmbezirk abgegeben haben, für den die Nach­
abstimmung oder Wiederholungsabstimmung statt­
findet. Personen, bei denen die Voraussetzungen 
für die Ausstellung eines Wahlscheines bei der 
Nachabstimmung oder Wiederholungsabstimmung 
gegeben sind, erhalten einen Wahlschein, wenn sie 
die Möglichkeit haben, von demselben außerhalb 
ihres Stimmbezirks Gebrauch zu machen. 

M ü n c h e n , den 18. Oktober 1946. 

Der Bayerische Ministerpräsident 
Dr. Wilhelm H o e g n e r. 
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Wahlkreis: 

Stimmkreis: 

Stimmbezirk: 

(Titelseite) Anlage I 
(Landeswahlordnung) 

Gemeinde 
Stadt 

-Nr. 

A H L E R L I S T E 
Die Wählerliste hat nach ortsüblicher Bekanntmachung vom 19 ; 

bis zum 19 einschließlich zu jedermanns Einsicht ausgelegen und die 

Abgrenzung des Stimmbezirkes, Ort, Tag und Stunde der Abstimmung sind vorher in ortsüblicher Weise 

bekanntgemacht worden. 

In die Wählerliste sind für den Volksentscheid über die Bayerische Verfassung und die Wahl des 

Bayerischen Landtags am 1. Dezember 1946 Stimmberechtigte gültig-eingetragen ohne den. 

Vermerk „W". 

den.. 
(Ort) 

Die Gemeindebehörde. 

.19. 

(Dienstsiegel) (Unterschrift) 

Nach dem Verzeichnis der nachträglich ausgestellten Wahlscheine ist bei 

Stimmberechtigten nachträglich in der für den Vermerk der erfolgten Stimmabgabe vorgesehenen 
.Spalte der Vermerk „W" eingetragen. 

Hiernach verbleiben .'. gültig eingetragene Stimmberechtigte ohne den Vermerk „W". 

Der Vermerk über die erfolgte Stimmabgabe ist in Spalte eingetragen. 

(Ort) 
, den. 

Der Wahlvorsteher. 

.19 

(Innenseite) 
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Anlage 2 
(Landeswahlordnung) 

V W A H L S C H E I N 
für den Volksentscheid über die Bayerische Verfassung und die Wahl des 

Bayerischen Landtags am 1. Dezember 1946. 
i • 

Zuname: I Vorname: 

geboren am: Stand, Beruf oder Gewerbe: 

wohnhaft in: * Straße und Hausnummer: 

kann unter Abgabe dieses Wahlscheins in einem beliebigen Stimmbezirk ohne Eintragung in die Wähler­

liste oder Wahlkartei seine Stimme abgeben. " . , • ' . . 

, den ;. 19 
(Ort) 

Die Gemeindebehörde. 

(Dienstsiegel) 
Verlorene Wahlscheine werden nicht ersetzt. 

(Unterschrift) 
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Anlage 3 
(Landeswahlordnung) 

Stimmzettel 
für den Volksentscheid über die Bayerische Verfassung 

am 1. Dezember 1946 

Billigen Sie die von der Verfassung­
gebenden Landesversammlung be­
schlossene Bayerische Verfassung? 

Ia 

Nein 

o 
o 

Gesetz Nr. 46 
zur Änderung des Gesetzes betreffend den 
Volksentscheid über die Bayerische Verfas­
sung und die Wahl des Bayerischen Landtags 

vom 3. Oktober 1946 

Vom 12. November 1946 

Art. 1 
Der Art. 6 Abs. 2 des Gesetzes betreffend den 

Volksentscheid über die Bayerische Verfassung und 
die Wahl des Bayerischen Landtags erhält folgenden 
Zusatz: 

„Das gleiche gilt für Angehörige der deutschen 
Minderheiten in Rumänien und Jugoslawien." 

Art. 2 

Stimmberechtigte Angehörige der deutschen Min­
derheiten in Rumänien und Jugoslawien dürfen bis 
17. 11. in die Wählerliste oder Wahlkartei einge­
tragen werden. 

Art. 3 

Dieses Gesetz tritt mit der Verkündung im Rund­
funk in Kraft. 

M ü n c h e n , den 12. November 1946. 

Der Bayerische Ministerpräsident 
Dr. Wilhelm H o e g n e r. 

(Die Verkündung dieses Gesetzes im Rundfunk er­
folgte am 13. November 1946.) 

Gesetz Nr. 47 
zur Ergänzung des Gesetzes betreffend den 
Volksentscheid über die Bayerische" Verfas ­
sung und die Wahl des Bayerischen Landtags 

v o m 3. Oktober 1946 

V o m 31. Oktober 1946 

E i n z i g e r A r t i k e l . 

(1) Falls in dem Volksentscheid die Verfassung ab­
gelehnt wird und die für den Landtag gewählten 
Abgeordneten eine neue Verfassunggebende Landes­
versammlung bilden (Art. 4 Abs. 2 des Gesetzes be­
treffend den Volksentscheid über die Bayerische 
Verfassung und die Wahl des Bayerischen Landtags 
vom 3. Oktober 1946), treten an die Stelle der Art. 57 
bis 59 des Gesetzes * betreff end den Volksentscheid 
über die Bayerische Verfassung und die Wahl des 
Bayerischen Landtags vom 3. Oktober 1946 die Art. 
46 bis 48 des Gesetzes Nr. 36 für die Wahl einer 
Verfassunggebenden Landesversammlung vom 14. Fe­
bruar 1946;^GVB1. S. 264 ff.). 

(2) In gleicher Weise treten an die Stelle der §§ 50 
bis 52 der Durchführungsverordnung zum Gesetz be­
treffend den Volksentscheid über die Bayerische Ver­
fassung und die Wahl des Bayerischen Landtags 
vom 3. Oktober 1946 (Landeswahlordnung) vom 
18. Oktober 1946 die §§ 60 bis 62 der Wahlordnung 
für die Wahlen zur Verfassunggebenden Landesver­
sammlung (Wahlordnung) vom 14. Februar 1946 
(GVB1. S. 267 ff.). 

M ü n c h e n , den 31. Oktober 1946. , 

A' 

Der Bayerische Ministerpräsident 
Dr. Wilhelm H o e g n e r. 
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Gesetz Nr. 48 
zur Beschaffung von Siedlungsland und 

zur Bodenreform 

Vom 18. September 1846 

Artikel I 

Zweck dieses Gesetzes ist die Bereitstellung von 
Land um: 
1. heimatlos gewordenen oder durch den Krieg ent­

wurzelten Menschen Kleinsiedlung und garten­
mäßige Nutzung auf dem Lande zu ermöglichen, 

2. auf dem Lande wohnenden Arbeitern und Hand­
werkern, die durch die veränderten Verhältnisse 
keine ausreichende Existenz mehr haben, eine 
neue oder zusätzliche Erwerbsmöglichkeit zu 
bieten, 

3. Landarbeiterfamilien auf dem Lande seßhaft zu 
machen, 

4. geeigneten Siedler-Anwärtern, insbesondere nach­
geborenen Söhnen und Abkömmlingen von Land­
wirten, Kriegsversehrten oder aus dem Osten ge­
flüchteten Landwirten eine bäuerliche Siedlung 
zu ermöglichen, 

5. vorhandene kleinbäuerliche Betriebe durch Land­
zuweisung in ihrer wirtschaftlichen Leistungs­
fähigkeit zu stärken. 

Artikel II 

Für die Zwecke dieses Gesetzes sind in erster 
Linie bereitzustellen: 
1. die Ländereien der früheren Wehrmacht, soweit 

sie sich für Siedlungszwecke eignen und von der 
Militärregierung freigegeben sind, 

2. das aus dem früheren Vermögen der NSDAP, und 
ihrer Gliederungen beschlagnahmte Grundeigen­
tum, soweit es freigegeben ist, und das Grund­
eigentum der früheren Mitglieder der NSDAP, 
und ihrer Gliederungen, soweit nach den Vor­
schriften des Gesetzes zur Befreiung von National­
sozialismus und Militarismus vom 5. 3.1946 (GVB1. 
Nr. 10 vom 1. 7. 46) seine Einziehung durch die 
Spruchkammer rechtskräftig angeordnet ist, 

3.. zur Umwandlung in landwirtschaftliche Nutzung 
geeignetes Waldgelände, soweit es nicht unter 
Art. IV, Abs. 6 fällt, 

4. Moor- und ödlandschaft, soweit es sich für Sied­
lungszwecke eignet. 

Artikel III 

Zur Abgabe für die Zwecke dieses Gesetzes kön­
nen ganz oder teilweise herangezogen werden: 
1. landwirtschaftliche Betriebe, deren Eigentümer 

sich während des™ größeren Teils des Jahres auf 
ihren Betrieben nicht aufhalten und sie nicht 
selbst bewirtschaften, sofern nichj^Derechtigte 
Gründe für die Abwesenheit des Eigentümers 
oder dafür vorliegen, daß er die Bewirtschaftung 
nicht selbst ausführt, 

2. landwirtschaftliche Betriebe und Grundstücke, die 
anhaltend und in erheblichem Maße schlecht be­
wirtschaftet werden, 

3. landwirtschaftliche Betriebe, deren Inhaber ihrer 
Ablieferungspflicht anhaltend und in erheblichem 
Maße schuldhaft nicht nachkommen, 

4. ständig verpachtetes Grundeigentum. 

Artikel IV 
1. Landwirtschaftliches Grundeigentum in einer 

Hand mit 100 ha und mehr landwirtschaftlicher 

Nutzfläche ist zu einer Landabgabe für die Zwecke 
dieses Gesetzes in folgender Weise heranzuziehen: 
a) Größenklassen von 100 bis einschl. 500 ha be­

ginnend mit mindestens 10%, Steigend bis zu 
50% der Fläche, 

b) Größenklassen von 500 bis einschl. 1000 ha 
nach Maßgabe IV, 1 a) und mit 50—75 % de r 
die 500 ha übersteigenden Fläche. 

c) Größenklassen von 1000 bis einschl. 1500 ha 
nach Maßgabe IV, 1 a, b) und mit 75—90% der 
die 1000 ha übersteigenden Fläche, 

d) Größenklassen von 1500 ha und darüber nach 
Maßgabe IV, 1 a, b und c) und mit 90% der 
die 1500 ha übersteigenden Fläche. 

Für die Größenklassen b, c und d wird derjenige 
Teil des Landes, der unter die Bestimmungen für-
die nächstkleinere Größenklasse fällt, mit dem 
für diese geltenden Höchstsatz zur Landabgabe 
herangezogen. Die Abstufung des Prozentsatzes 
der Landabgabe wird in den Durchführungsbe­
stimmungen geregelt. Abweichungen von der 
durchschnittlichen Bonität sollen berücksichtigt 
werden. 

2. Grundeigentum einer Erbengemeinschaft oder 
fortgesetzten Gütergemeinschaft wird als aufge­
teilt und auseinandergesetzt behandelt, sofern die 
notarielle Beurkundung der Aufteilung und Aus- • 
einandersetzung innerhalb eines Jahres nach In­
krafttreten dieses Gesetzes erfolgt. Dieselbe Rege­
lung tritt ein bei Gemeinschaften, die durch die 
Fideikomißgesetzgebung der Länder geschaffen 
wurden. 

3. Dort, wo anderes für die Zwecke des Gesetzes 
geeignetes Land nicht zur Verfügung steht, kann 
auch Grundeigentum mit weniger als 100 ha land­
wirtschaftlicher Nutzfläche, von RM 20 000.— Ein­
heitswert beginnend, im Rahmen einer gleitenden 
Landabgabe von 1% bis 10% und mehr unter Be­
rücksichtigung der sozialen und betriebswirt­
schaftlichen Verhältnisse zur Landbeschaffung 
herangezogen werden. Für die Zwecke der bäuer­
lichen Siedlung nach Art. I Abs. 4 und 5 erfolgt 
hierbei die Landabgabe, soweit erforderlich, unter 
gleichzeitiger Anordnung der Durchführung einer 
Flurbereinigung. Die Abstufung des Prozentsatzes 
der Landabgabe wird in den Durchführungsbe­
stimmungen geregelt. 

4. Soweit die für Gartennutzung und Kleinsiedlung 
benötigten Flächen in der besiedlungsfähigen Orts­
lage nach den Vorschriften der Artikel II, III und 
IV, Abs. 1—3 nicht gewonnen werden können, ist 
auch die Inanspruchnahme bäuerlichen Besitzes 
mit einem Einheitswert von weniger als RM 
20 000.— zur Landbeschaffung möglich, mit der 
Maßgabe, daß der zur Abgabe verpflichtete Land­
eigentümer Anspruch auf Entschädigung durch 
Landzuteilung in gleicher Bonität und Größe hat. 

5. Eine seit dem 1. 1. 1946 erfolgte Landabgabe für 
Siedlungszwecke ist bei der Bemessung abzuge­
bender Flächen anzurechnen. Alle rechtsgeschäft­
lichen Verfügungen über das Grundeigentum, die 
nach dem 1. 1. 1945 getroffen worden sind, be­
dürfen der nachträglichen Genehmigung durch die 
zuständige Siedlungsbehörde. 

6. Forstliche genutzte Flächen, die zu einem land-
oder forstwirtschaftlichen Betrieb gehören, kön­
nen in Anrechnung auf die Landabgabe für die 
Zwecke dieses Gesetzes im. Verhältnis 4:1 in An­
spruch genommen werden, soweit sie sich für 
eine landwirtschaftliche Nutzung eignen. 

7. Bei der Bemessung der Landabgabe ist auf die 
Erhaltung der wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit 
der Betriebe Rücksicht zu nehmen. 

8. Landwirtschaftlicher Grundbesitz des Staates, der 
Kirchen und der sonstigen juristischen Personen 
des öffentlichen Rechts kann zur Landabgabe für 
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die Zwecke des Gesetzes im gleichen Umfang wie 
das private Grundeigentum herangezogen werden. 

Artikel V 
Die Regelung der Miet- und Pachtverhältnisse 

und der öffentlichen und privaten Rechte und La­
sten an dem abzugebenden Grundeigentum erfolgt 
in den Ausführungsbestimmungen. 

Artikel VI 
1. Grundbesitz, der den Zwecken der landwirtschaft­

lichen Versuchsanstalten und der land- und forst­
wirtschaftlichen Institute dient, kann von der Re­
gelung des Art. IV dieses Gesetzes ausgenommen 
werden. Dasselbe gilt von dem Grundbesitz aner­
kannter Spezialbetriebe der Tier- und Pflanzen­
züchtung und Saatgutvermehrung, wenn und nur 
insoweit dieser Zwecken dient, die im öffentli­
chen Interesse liegen. Die Entscheidung hierüber 
trifft das Staatsministerium für Ernährung, Land­
wirtschaft und Forsten oder eine von ihm be­
stimmte Stelle. 

2. Soweit landwirtschaftliche Betriebe, deren Erhal­
tung im Interesse der Produktion geboten ist, als 
Bestandteile eines vom Gesetz betroffenen Grund­
eigentums vollständig der Abgabe unterliegen, 
können sie in ihrer Gesamtheit an einen neuen 
Eigentümer übereignet werden. 

3. Die Landabgabe, insbesondere des bäuerlichen 
Grundeigentums soll mit einer Flurbereinigung 
verbunden werden und darf nicht zu einer wei­
teren Zersplitterung des landwirtschaftlichen 
Grundeigentums führen. 

4. Die Landbeschaffung für die Zwecke dieses Ge­
setzes darf nicht eine nachhaltige Beeinträchti­
gung der landwirtschaftlichen Erzeugung zur 
Folge haben. 

Artikel VII 
1. Die notwendige Gleichstellung des forstwirt­

schaftlichen Grundeigentums mit dem landwirt­
schaftlichen Grundeigentum auf der Grundlage 
des Verhältnisses von 4 ha Forstfläche = 1 ha 
landwirtschaftliche Nutzfläche und unter Berück­
sichtigung der notwendigen Erhaltung forstwirt­
schaftlicher Betriebe in der Größe eines Försterei­
bezirkes wird der gesetzlichen Regelung durch 
die verfassungsmäßigen Organe überlassen, 

2. Rechtsgeschäftliche Verfügungen über das forst­
wirtschaftliche Grundeigentum bedürfen der Ge­
nehmigung der zuständigen staatlichen Behörde. 

Artikel VIII 
1. Die Abgabe von Grundstücken und Betrieben für 

die Zwecke des Gesetzes erfolgt durch Übereig­
nung an ein gemeinnütziges Siedlungsunterneh­
men. Die Übereignung darf jedoch erst dann vor­
genommen werden, wenn eine unverzügliche Ver­
wendung für die Zwecke des Gesetzes gewähr­
leistet ist. Die Landabgabe nach Art. IV, 3—4 
kann auch nach Genehmigung durch die zustän­
dige Siedlungsbehörde durch pachtweise Über­
lassung an den Landbedürftigen erfolgen. 

2. Die Übereignung wird von dem gemeinnützigen 
Siedlungsunternehmen nach Maßgabe des Bedar­
fes bei der zuständigen Siedlungsbehörde bean­
tragt. 

3. Erfolgt die Übereignung nicht freiwillig zu dem 
vom gemeinnützigen Siedlungsunternehmen vor­
geschlagenen Bedingungen, so ordnet die zustän­
dige Siedlungsbehörde auf Antrag des Siedlungs­
unternehmens die Zwangsenteignung an. 

4. Die Übereignung bzw. Zwangsenteignung erfolgt 
gegen Entschädigung. Bei landwirtschaftlichem 

Grundeigentum ist für die Höhe der Entschädi­
gung vom Ertragswert, bei forstwirtschaftlichem 
Grundeigentum vom Ertragswert vergleichbarer 
staatlicher und privatwirtschaftlicher Forst­
betriebe auszugehen. Die Zahlung der Entschädi­
gung kann auf Antrag des Abgabepflichtigen 
auch in Form einer Rente erfolgen. 

5. Die Nutznießung des abzugebenden Landes ver­
bleibt dem bisherigen Eigentümer bis zur Über­
gabe an das Siedlungsunternehmen bzw. bis zur 
Besitzeinweisung. 

6. Die Regelung des Enteignungs-, Entschädigungs­
und Rechtsmittelverfahrens sowie die Bestim­
mung des gemeinnützigen Siedlungsunternehmens 
und der Siedlungsbehörde erfolgt in den Ausfüh­
rungsbestimmungen. 

Artikel IX 

Das Reichssiedlungsgesetz (RSG.) vom 11. August 
1919 (RGBl. S. 1429) bleibt in Kraft, soweit es nicht 
durch die Bestimmungen dieses Gesetzes geändert 
'wird. 

Artikel X 

1. Neben der Siedlung im Sinne des § 1 RSG. (Sied­
lung auf Eigentum) gilt als Siedlungsmaßnahme 
im Sinne des RSG. auch die Überlassung von 
Siedlerstellen in der Form der Pacht mit Kauf­
anwartschaft, wenn sie nach erfolgter Land­
abgabe von dem gemeinnützigen Siedlungsunter­
nehmen vorgenommen wird. 

Artikel XI 
1. Als Anwärter für die Siedlerstellen nach Art. 1, 

Abs. 4 kommt in Frage, wer 
a) hinreichende fachliche Eignung besitzt, 
b) Bodenständigkeit erwarten läßt und 
c) den sonst hierfür geltenden Richtlinien genügt. 

2. Bewerber dürfen aus rassischen, konfessionellen 
oder politischen Gründen weder benachteiligt 
noch bevorzugt werden, soweit nicht gesetzliche 
Vorschriften anderes bestimmen. Personen, die in 
der Ausübung einer politischen oder geschäft­
lichen Tätigkeit durch die Bestimmungen des 
Gesetzes zur Befreiung von Nationalsozialismus 
und Militarismus vom 5. 3. 1946 (GVB1. Nr. 10 vom 
1. 7. 1946) beschränkt sind, können nicht berück­
sichtigt werden. 

3. Die Auswahl der Siedler obliegt dem Siedlungs­
unternehmen. Gegen dessen Entschließung kann 
Beschwerde bei der Siedlungsbehörde und in letz­
ter Instanz bei dem Staatsministerium für Er­
nährung, Landwirtschaft und Forsten eingelegt 
werden. 

4. Der Landbedürftige wird zunächst Pächter und 
hat in den ersten 3 Jahren nur die Hälfte der 
Pacht zu zahlen. Ihre Höhe bestimmt sich nach 
der Ertragsfähigkeit des ihm übergebenen Grund 
und Bodens. Hat sich der Pächter nach diesen 3 
Jahren zur ordnungsmäßigen Bewirtschaftung als 
fähig erwiesen, so ist ihm auf Antrag das Sied­
lungsland zu Eigentum zu übertragen. 

Artikel XII 

Alle Geschäfte und Verhandlungen, die zur Durch­
führung des Landabgabeverfahrens im Sinne dieses 
Gesetzes dienen, sind gebühren-, Stempel- und 
steuerfrei. Die gleiche Freiheit genießen alle Ge­
schäfte und Verhandlungen auf freiwilliger Grund­
lage, wenn die zuständige Behörde die Notwendig­
keit im Sinne dieses Gesetzes bestätigt. 
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Artikel XIII 
Das Staatsministerium für Ernährung, Landwirt­

schaft und Forsten erläßt im Benehmen mit dem 
Staatsministerium für Justiz die zur Überleitung, 
Ausführung, Ergänzung und Durchführung erfor­
derlichen Rechts- und Verwaltungsvorschriften. 

Artikel XIV 
Das Gesetz tritt mit der Verkündung in Kraft. 

M ü n c h e n , den 18. September 1946. 

Der Bayerische Ministerpräsident 
Dr. Wilhelm H o e g n e r. 

Gesetz Nr. 49 
über die Änderung der §§ 10 und 11 des 
R e n n w e t t - und Lotteriegesetzes v o m 8. Apri l 
1922 (RGBl. I S. 393) und des § 42 des F inanz­
ausgleichsgesetzes v o m 27. Apri l 1926 in der 
Fassung des Gesetzes über die Erhöhung der 
Rennwet t s teuer v o m 10. April 1933 (RGBl. 1 

Se i te 191) 

V o m 5. September 1946 

§ l 
In § 10 Abs. 1 und § 11 Abs. 1 des Rennwett- und 

Lotteriegesetzes sind die Worte „sechzehn zwei Drit­
tel vom Hundert" durch die Worte „dreiunddreißig 
ein Drittel vom Hundert" zu ersetzen. 

§ 2 
In § 42 Absatz 2 Satz 2 des Finanzausgleichsgeset­

zes sind die Worte „die auf sie entfallende Steuer" 
zu ersetzen durch die Worte „von der auf sie ent­
fallenden Steuer vierzig vom Hundert". 

§ 3 
Das Gesetz gilt für den Bereich des Staates 

Bayern. 

§ 4 

Das Gesetz tritt mit sofortiger Wirkung in Kraft. 

M ü n c h e n , den 5. September 1946. 

Der Bayerische Ministerpräsident 
Dr. Wilhelm H o e g n e r. 

Anordnung 
über die Ergänzung der Anordnung über die 
Errichtung von Handwerkskammern v o m 

25. Oktober 1945 (GVB1. 1945, Nr. 5) 

V o m 19. Juni 1946 

i. Artikel 1 
Die Anordnung über die Errichtung von Hand­

werkskammern vom 25. 10. 1945 (GVB1. 1945, Nr. 5, 
Seite 3) wird wie folgt ergänzt: 

1. In Nr. 3 sind hinter dem Wort „Regensburg" die 
Worte „und Passau" einzufügen. 
In Nr. 5 sind hinter dem Wort „Bayreuth" die 
Worte „und Coburg" einzufügen. 

2. Es ist folgender Absatz anzufügen: 
„Soweit sich die Abgrenzung des Bereiches der 
Handwerkskammern innerhalb eines Regierungs­
bezirkes nicht aus Absatz 1 ergibt, wird diese 
durch Verwaltungsanordnung geregelt." 

Artikel 2 

Diese Anordnung tritt am Tage ihrer Verkündung 
in Kraft. 

M ü n c h e n , den 19. Juni 1946. 

Der Bayerische Staatsminister für Wirtschaft 
Dr. Ludwig E r h a r d . 
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